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Halle, Dienstag den 9. April 1918. T T 2. Jahrgang.
a 2ne

ßänmpfe um Couchle-Chateau.
Die deutſche Heeresleitung meldete geſtern abend:

Jn Fortführung unſerer Angriffe auf dem Südufer der
Oiſe warfen wir den Fernd aus ſeinen ſtarken Stellungen auf
den Höhen öſtlich Coucy-le-Chateau,

Compiegne in aller Eile geräumt.
Die beſten Streitkräfte des Fochſchen Reſerveheeres wurden

zur Verteidigung der ſüdlichen Diſeſtellungen. aufgeboten. Die
Militärkritik ſieht auf Grund der heutigen Meldungen aus Fochs
Hauptquartier harte Kämpfe um die Ortſchaft Co u ch und andere
ſtark befeſtigte Punkte dieſes zu unerwarteter Wichtigkeit gelangten
Abſchnittes voraus. Die dieſen Kämpfen gewidmete Havasnote
führt aus, die Hoffnung ſei berechtigt, daß die Rücknah.ne der fran-
zöſiſchen Abteilungen in jener Gegend Fochs Geſamtplan nicht be
einträchtigen werde. Nur aus Vorſicht wird die Zivilbevölkerung
von Compiegne, deſſen wertvollſte Baulichkeiten ſchwer ge
litten haben, in aller Eile nach Rouen befördert.

unſeres Kriegsberichterſtatters.)
Weſtfront, 7. April.

Während bis zum 21. März die Weſtfrontlinie zwiſchen Arras
und La Fere ziemlich geradlinig verlief, beſchreibt ſie heute einen
weit nach Weſten ausholenden Bogen, der mit der alten Frontlinie
als Baſis etwa die Geſtalt eines unregelmäßigen Dreiecks abgibt.
Die abgeſtumpfte Spitze dieſes Dreiecks, die Linie Moreuil--Mont-
didier, an der die Engländer und Franzoſen ſich treffen, iſt nach
wie vor der Hauptkampfplatz des langſam ſich vorwärtskämpfenden
deutſchen Angriffskopfes.

Während an dieſer Stelle geſtern lediglich feindliche Gegen-
angriffe abgeſchlagen, an einzelnen Stellen örtliche Erfolge er-
zielt wurden, iſt am ſüdlichen Drehpunkt der großen Angriffs-
ſchlacht, da wo ſüdlich La Fere die neue Linie in die alte mündet
und wo die Oiſe aus der deutſchen in die franzöſiſche Kampfzone
tritt, überraſchend ein neuer Schlag erfolgt. An dieſer Stelle
ſprang unſere neue nordöſtlich laufende Linie bisher in einem
ſcharfen Winkel von faſt 60 Grad plötzlich ſüdwärts in die alte
Linie zurück. Der Franzoſe ragte mit einem breiten tiefen Keil
in unſere Linie hinein. Zwei Zwillingsberge von ca. 144 Meter
Höhe boten aus dieſer Keilſtellung dem Gegner ſtörende Sicht auf
unſere Talſtraße La Fere--Chauny. So entſchloß man ſich, den
feindlichen Keil durch Einbruch in den öſtlichen Schenkel aufzu-
rollen, wie es jüngſt am nördlichen Drehpunkt Arras geſchah. Auch
dieſer ZwillingshöhenAngriff kam völlig überraſchend. Nach mehr-
ſtündigem Artilleriefeuer auf das Dorf Amigny brach eine weſt
fäliſche Diviſion vom Nordrand des Waldes von St. Gobain beider-
ſeits der Straße Serbaies--Avigny vor, überrannte das zwei Kilo-
meter lange Dorf und erſtürmte mit ganz minimalen Verluſten die
beiden feindlichen Höhen. Nachmittags wurde das Dorf Sincenh,
wo der Feind ſich feſtgeſetzt hatte, zunächſt ſturmreif beſchoſſen,
dann in ſchnellem Draufgehen ebenſo genommen. Ueber das Dorf
hinaus ſtieß die Jnfanterie bis zur Landſtraße Chaunh--Autre-
ville vor. Mit dieſem Stoß, der erſt gegen Abend erfolgte, war
ein am gleichen Tage aus ChaunyNord heraus erfolgter ſieg-
reicher Angriff gegen ChaunySüd zugleich geſichert und erweitert.
Da gleichzeitig nach ſüdlich Servaies beiderſeits der Kleinbahn
St. Gobaim--Chaunh vorgehende Truppen den Nordrand und den
Bahnhof von Bariſis genommen hatten, war die geſamte
Keilſtellung bis zum Abend von uns genommen. Der
Franzofe, der den eben hier noch lagernden Reſt der alten eng-
lichen Front abgelöſt hatte, war mühelos geworfen, die Front
um 6 Kilometer gekürzt, über 1400 Gefangene gemacht
und beträchtliche Vorräte erbeutet worden. Nach den heutigen
Morgenmeldungen iſt über die Straße Chaunh--Autrebville hinaus
auch das Dorf Bichancourt erreicht. Damit iſt der ehemalige
ſpitze Winkel in eine weſtöſtliche gerade Linie ausgeglichen

Dr. Ad. Köſter, Kriegsberichterſtatter.

Aus den Kämpfen ſüdlich der Oiſe.
Die Franzoſen, die ſüdlich der Oiſe den Engländer vor kurzem

ablöſen mußten, hatten in der Oiſe und ihren breiten Sümpfen
ein gutes Fronthindernis, ſowie in dem leicht ſteigenden Gelände
ſtarke Verteidigungsmöglichkeiten. Einen ausgezeichneten Stütz-
punkt boten die beherrſchenden Höhen der Zwillingsberge bei
Amigny, eine glänzende, ſtark ausgebaute Rückendeckung der
ſumpfige Wald von Couch. Dennoch konnten die Franzoſen dem
nach zweiſtündiger ſcharfer Artillerievorbereitung vorbrechenden
Angriff nicht ſtandhalten. Der mannhafte V iderſtand der vorder
ſten Stellungen war bereits am Vormittag gebrochen. Das Tages
iel weit überſchreitend, erreichten unſere Truppen die Linie BahnChauny Bariſis Gobain und ſtießen an vielen Stellen darüber

hinaus vor. Gefangene Franzoſen äußerten ſich aufs höchſte er
bittert über die Engländer. Sie hätten ihnen allzufrüh zu Hilfe
eilen müſſen. Sie hätten ferner geglaubt, daß die deutſche Offen-
ſive mit dem Einſatz der Franzoſen ſcheitern müſſe und ſind nun
ſehr entmutigt, da auch ſie dem deutſchen Angriff nicht widerſtehen

konnten.

Telegramm

Kriegszuſtand in Sibirien.
8. April. ter Die eng zklärt angeordnet, daS Wer Sie Wteiungen der Roten Armee zu bilden haben,

um öden Japanern Widerſtand zu leiſten

Deutſcher Heeresbericht vom 8. April.
Großes Hauptquartier, 8. April.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
An der Schlachtfront zu beiden Seiten der Somme

blieb die Gefechtstätigkeit auf Artilleriekämpfe beſchränkt.
Teilangriffe der Engländer im Walde von Hangard, der
nen bei Grivesnes ſcheiterten unter ſchweren Ver
uſten.

Auf dem Südufer der Oiſe zwangen unſere Erfolge
vom 6. April den Feind, noch in der Nacht vom 6. zum 7.
Teile ſeiner Stellungen zwiſchen Bichancourt und
Bariſis zu räumen. Geſtern führten wir unſere Angriffe
fort und warfen den Feind nach Einnahme von Pierre-
mande und Folembray auf das weſtliche Ufer der Ai-
lette zurück. Von Bichancourt an der Oiſe entlang
zurückgehende feindliche Kolonnen wurden vom Nordufer des
Fluſſes von unſerem Maſchinengewehrfeuer flankierend ge-
faßt und unter den ſchwerſten Verluſten zuſammengeſchoſſen.
Die am Oſtrande des Waldes von Coucy und über Bari-
ſis vorſtoßenden Truppen erſtürmten den Bergklotz nord-
öſtlich von Folembray und drangen bis Vernenil vyvr.
Die Zahl der eingebrachten Gefangenen hat ſich auf mehr als
2000 erhöht.

Vor Verdun am Abend auflebender Feuerkampf.

Rittmeiſter Freiherr von Richthofen errang ſeinen 77.
und 78., Leutnant Wenkhoff ſeinen 23. Luftſieg.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Der Erſte Generalauartiermeiſter: Ludendorff.

Zur Landung der Fopaner in
Wladiwoſtok.

Die Ausſchiffung der japaniſchen Streitkräfte
iſt nachts erfolgt, wobei der den Befehl führende Admiral
eine Umzingelung der Stadt und des Hafens
von Wladiwoſtok vornahm und darauf die Stadt
beſetzen ließ.

Die japaniſchen Truppen ſtehen unter dem Befehl des
Admirals Kato. Jn einem Aufrufe an die Bevölkerung
gibt Kato bekannt, daß die japaniſchen Truppen gekommen
ſeien, um „die Ordnung aufrechtzuerhalten“.

Der Vollzugs-Hauptausſchuß Sibiriens
faßte in einer Vollverſammlung nach Erörterungen über die
Landung der Japaner in Wladiwoſtok folgenden Beſchluß,
der ſofort nach Wladiwoſtok als Richtſchnur für das Ver-
halten übermittelt wurde:

Der Vollziehende Hauptausſchuß van Sibirien erhebt gegen
die japaniſche Landung in Wladiwoſtok Widerſpruch, die keines-
wegs durch die unbedeutenden Ereigniſſe, wie ſie immer vorkommen
fönnen, gerechtfertigt iſt. Die Arbeiter und Bauern Sibiriens
werden jedem Verſuch der japaniſchen Jmperialiſten, irgendeinen
Teil Sibiriens zu beſetzen, kräftigen Widerſtand leiſten. Der Schutz
der fremden Untertanen iſt Aufgabe des örtlichen Sowjets, der alle
Mittel für ſeine Durchführung beſitzt. Das japaniſche Eingreifen
trägt keineswegs zur Herſtellung der Ordnung und der Sicherheit
bei; im beſten Falle iſt es überflüſſig und unnütz. Die Arbeiter
und Bauern Sibiriens werden alles tun, um der Gegenrevolution
nicht zu geſtatten, das Land in Wirren zu ſtürzen und die Jnter-
eſſen des Proletariats zu verraten. Die Gegenrevolution wird un
erbittlich unterdrückt werden. Ueber ganz Sibir en iſt der Belage-
rungszuſtand verhängt worden und die revolutionären Behörden
ſollen die Verteidigung der Revolution gegen den Einfall der Jm-
perigliſten in die Wege leiten.

Die Diplomatie „verſtändigt“!
Nach einer Meldung der Petersburger Telegraphen-Agentur

wurden die diplomatiſchen Vertreter Englands, Frankreichs und
der Vereinigten Staaten in Moskau nach dem Eintreffen der Nach-
richt von der Landung der Japaner und Engländer in Wladiwoſtok
geſtern nach dem Kommiſſariat der Auswärtigen Angelegenheiten
gebeten. Der vorläufige Kommiſſar für die Auswärtigen Ange-
legenheiten Tſchitſcherin erhob gegen das Eindringen fremder Trup-
pen ein das Gebiet der Republik Einſpruch und drückte ſein Be-
dauern darüber aus, daß die Mächte dieſes Eindringen duldeten.
Er erklärte, daß die Vorgänge in Wladiwoſtok die Beziehungen der
ruſſiſchen Republik zu den Ententemächten ungünſtig beeinflußten.
Der einzige Ausweg aus dieſer Lage ſei die ſofort ge Entfernung
der gelandeten Truppenverbände. Die Vertreter der Entente ver-
ſprachen, dieſe Erklärungen ihren Regierungen mitzuteilen, und
ſtellten die Landung in Wladiwoſtok als eine Maßregel hin, die von
rein örilicher Bedeutung ſei. Der Vertreter Frankreichs bezeich-
nete das japaniſche Vorgehen als eine Polizeimaßnahme. Der
Vertreter der Vereinigten Staaten erklärte, ſeine Regierung ſei
gegen das japaniſche Vorgehen. Der Vertreter Englands ſagie:
Nach allen Nachrichten, über die er verfüge, ſtehe eine fremde Jnter-
vention zu der Anſchauung der engliſchen Regierung im Wider-
ſpruch. Der Landung in Wladiwoſtok komme nach ſeiner Auf-
faſſung nur örtliche Bedeutung zu. Die Vertreter erklärten, der
Konflikt, der ſich erhoben habe, könne binnen kurzem beigelegt
werden

Politiſche Erntezeit.
Jn dieſer Woche nehmen die Parlamente ihre Arbeit

wieder auf; zuerſt das preußiſche Herrenhaus, dann am
harren S e rechtsausſchuß und der Hauptausſchuß des
Ab yauſes, endlich am kommenden Dienstag der
Reichstag. Die Entſcheidungen, welche in den jetzt beginnen
den Tagungen gefällt werden, ſind von weitreichender Be
deutung für die Zukunft des deutſchen Volkes und für das
Urteil über die Kriegspolitik der deutſchen Sozialdemokratie.

Jn der Arbeiterklaſſe iſt während des Krieges der be-
kannte Streit entſtanden, ob es ſich für das Proletariat lohne,
dieſes Deutſchland überhaupt zu verteidigen. Die Sozialdemo-
kratie' hat dieſe Frage bedingungslos bejaht; ſie hat ihre Zu
ſtimmung zu den Kriegskrediten nicht an die Vorausſetzung
geknüpft, daß dieſe und jene Reformen durchgeführt werden.
Wir betrachten auch heute noch dieſe Haltung als die allein
richtige. Erſchüttert laſen wir jüngſt die Schilderungen aus
Noyon, die herzzerreißende Klage jener Franzoſen, die
32 Monate unter deutſcher Militärherrſchaft im Operations-
gebiet gelebt haben und jetzt aus der Heimat fliehen müſſen,
klar bewußt, bei der etwaigen Rückkehr nur einen Trümmer-
haufen wiederzufinden. Das ſchlimmſte an dem ganzen Krieg,
ſagte der Korreſpondent eines großen volkstümlichen Pariſer
Blattes bei der Schilderung dieſes Elends, iſt, daß er in
unſerem Lande ausgefochten wird. Dieſes ſchlimmſte Unglück
dieſes Krieges hat die Haltung der deutſchen Sozialdemo-
kratie vom deutſchen Volk abzuwenden geholfen.

Aber trotzdem wird es einen großen Unterſchied aus-
machen, ob wir nach dem Kriege ſagen können, daß wir für die
deutſche Freiheit gefochten haben, oder ob eine ſchlimme Regak
tionsperiode einſetzt, wie etwa nach dem Befreiungskriege
gegen Napoleon. Welche dieſer beiden Möglichkeiten Wirk-
lichkeit wird, darüber werden jetzt preußiſcher Landtag und
Reichstag entſcheiden, und wir ſehen dent Ausgang des
Kampfes mit guter Zuverſicht entgegen.
Jrn dieſer Tagung zwiſchen Oſtern und Pfingſten muß es
ſich zeigen, ob die preußiſche Wahlreform im Abgeordneten-
haufſe durchzuſetzen iſt oder nicht. Die zweite Leſung im Ans-
ſchuß, die zweite und dritte Beratung im Plenum müſſen
kommen und dulden kein längeres Verſteckſpielen. Die preu-
ßiſche Regierung iſt bekanntlich überzeugt, daß es ihr gelingen
wird, eine wenn auch knappe Mehrheit für das gleiche Wahl
recht zuſammenzubringen. Auf der anderen Seite hat ſie keinen
Zweifel daran gelaſſen, daß ſie im anderen Falle zur Auflöſung
des Landtags ſchreiten wird. Gelingt es jetzt, das gleiche
Wahlrecht zu ſichern, dann iſt als innerpolitiſcher Ertrag des
Krieges ein großes Stück politiſcher Freiheit für das arbeitende
Volk errungen.

Gleichzeitig wird ſich der Reichstag mit ſozialpolitiſchen
Vorlagen von hohem Werte zu befaſſen haben. Jn erſter Reihe
ſtehen da die Aufhebung des S 153 der Gewerbeordnung, des
bekannten Ausnahmegeſetzes gegen die Wirtſchaftskämpfe der
Arbeiter, und die Schaffung von Arbeitskammern. Nament-
lich die letztere Frage bereitet noch viele Schwierigkeiten. Jſt
doch das Arbeitskammergeſetz ſchon einmal daran geſcheitert,
daß die Regierung dieſe ſtaatlich anerkannte Vertretung der
Arbeiterſchaft nicht ſo ausgeſtalten wollte, daß dieſe auf ihr
Zuſtandekommen hätte Wert legen können. Jn den beiden
Hauptſtreitfragen, welche damals das Scheitern des Geſetzes
herbeiführten, hat die Regierung nachgegeben; ſie ſcheint jetzt
geneigt, die Arbeiter der öffentlichen Betriebe in die Arbeits-
kammern mit hineinzunehmen und Gewerkſchaftsangeſtellte
als Vertreter der Arbeiter in den Kammern zuzulaſſen. Aber
trotzdem ſind noch eine ganze Anzahl von Schwierigkeiten zu
überwinden; ſo beſonders die Frage des Aufbaus der Arbeits
kammern auf fachlicher oder örtlicher Gruudlage. Die grund-
legende Bedeutung dieſes Geſetzes liegt darin, daß ſein Zu
ſtandekommen eine gewiſſe Garantie dafür gäbe, daß auch nach
dem Kriege die Behörden auf die Stimme der Arbeitervertreter
hören und die Arbeiterſchaft nicht lediglich wie früher als
Objekt ihrer Regierungskunſt betrachten. So kann das Ar-
beitskammergeſetz ein Prüfſtein dafür werden, ob nach dem
Krieg eine geſunde Politik des Wiederaufbaus der Volkskraft
durch ſozigle Reform getrieben werden wird oder ob die
Scharfmacherei wieder Oberhand gewinnt.

Die politiſche Erntezeit des Krieges iſt damit ange
brochen. Sind erſt für den politiſchen Fortſchritt geſichert das
gleiche Wahlrecht in Preußen und die Wahlkreisverbeſſerung
im Reiche, für den ſozialen Fortſchritt die Befreiung der
Gewerkſchaften von aller ausnahmegeſetzlichen Behinderung
und aller obrigkeitlichen Nichtachtung, dann wird mancher, der
bisher die Haltung der Sozialdemokratie im Kriege unfreund-
lich kritiſierte, doch noch einſehen, daß ſie richtig gehandelt hat.

Soforktige Friedensausſichten beſtehen augenblicklich
natürlich nicht. Die Rieſenkämpfe im Weſten ſind in vollem
Gange, und erſt wenn ihr Ergebnis feſtſteht, wäre die Unter-
hage für Friedensverhandlungen neu geſchaffen. Jnſofern
macht es für die Reichstagsmehrheit im Augenblick nicht all
zuviel aus, daß Zentrum und Fortſchritt ſich gegenüber der
Juli- Reſolution jetzt eine gewiſſe Bewegungsfreiheit vorbe-
halten. Jnnerpolitiſch kann die Reichstagsmehrheit jetzt zeigen,
was ſie zu leiſten vermag. Zwiſchen Oſtern und Pfingſten
muß ſie ihre Prüfung beſtehen oder zugrunde gehen.
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Zur Verteuerung des Reiſe
verkehrs.

Von Robert Leinert (Hannover).

Jnkrafttreten der neuen
den ſind. Dieſe Gel it iſt aber
eine allgemeine Er g der Tarife um 10 Prozent, der
Schnellzugsgarſchläge, ſowie der Gepäckfwachten herbei ren.

ie bi e Fahrbartenſteuer wird aufgehoben dieDie
Fahrkarten dis zum Preiſe von 60 Pf. und die 4. Klaſſe nicht beh
mehr wie bisher von der Steuer befreit bleiben. Der Reichs
tag hat die Verkehrsſteuer nach Prozentſätzen des Fahrpreiſes
feſtgefetzt; der Reiſende muß ſie im Fahrpreiſe mitbezahlen.
Dabei iſt aber die 4. Klaſſe verhältnismäßig höher belaſtet
worden, als die 1. bis 3. Klaſſe.

Es beträgt die Belaſtung in

Klaſſe I n III IVneue Verkehrsſteuer: 16 Proz. 14 Proz. 12 Proz. 10 Proz.
eb Fahrkartenſteuer: 9,96 Proz. 8,14 Proz. 2,75 Proz.

daher neue Belaſtung 6,04 Proz. 8,86 Proz. 9,25 Proz. 10 Proz.
Durch den Zuſchlag von 10 Prozent auf die Einheitsſätze

derändern ſich die in Ausſicht genommenen Einnahmen aus der
Verkehrsſteuer, weil die Steuer auch von dieſer Erhöhung er-
hoben wird. Bisher betrugen für einen Kilometer die Ein
heitspreiſe in Klaſſe J 7 M., II 4.50 M., III 3 M., IV 2 M.
Hinzu kommen 10 Prozent Zuſchlag, ſo daß erhoben werden
7.70 M., 4.95 M., 3.30 M., 2.20 M. Dazu Verkehrsſteuer
1.23 M., 0.69 M., 0.39 M., 0.22 M. Abgerundet betragen die
neuen Einheitsfätze 9 M., 5,70 M., 3.70 M., 2.40 M. Gegen
die bisherigen Einheitsſätze beträgt die Belaſtung in
Prozenten: 28,57, 26,57, 23,83, 22. Zieht man
davon die jetzige Fahrkartenſteuer mit 9,96 Prozent, 5,14
Prozent, 2,75 Prozent, 00 Prozent ab, ſo ſtellt ſich die Fahr
preiserhöhung tatſächlich auf 18,61, 21,43, 20,58, 22,00 Proz.
Es iſt alſo die vierte Klaſſe ammeiſtenverteuert.

Die Schnellzugszuſchläge ſind verdoppelt wor-
den und für Fahrten von über 350 Kilometer berechnet. Sie
detrugen bei einer Entfernung von

bisher künftig1. u. 2. Kl. 3. Kl. 1. u. 2. Kl. 3.
75 Kilomeier 0.50 M. 0.25 M. 1.00 M. 0.50 M.

76 150 Kilometer 1.00 0.50 2.00 1.00
151--350 Kilometer 2.00 1.00 3.00 1.250
über 351 Kilometer 2.00 1,00 4.00 2.00

Dazu kommt noch die Erhöhung des Gepäck-
tarifes, die namentlich für leichteres Gepäck auf nahe
Entfernungen eine erhebliche Mehrbelaſtung ausmacht. Sie
beträgt z. B. für ein Gepäck im Gewichte von 35 Kilogramm
auf eine Entfernung von 200 Kilometer in Zukunft 2 M.,
gegen 1 M. bisher.

Mit dieſer Tarifreform iſt auch eine Erhöhung für
Mongatskarten verbunden. Für eine Entfernung von
5 Kilometer betrug der Fahrpreis in der dritten Klaſſe bis
Her 3.30, künftig 4.80 M., bei 14 Kilometer bisher 9.20, künftig
11.20 M., bei 82 Kilometer bisher 28.60, künftig 38.20 M.
Die Erhöhung macht ſich hier beſonders bei den weiteren
Entfernungen ſehr fühlbar.

Man wird ſich alſo an eine weſentliche Verteuerung des
Reitens gewöhnen müſſen, denn dieſe Tarifreform iſt keine
Kriegsmaßnahme, ſondern für längere Zeit berechnet. Jn Zu-
kunft wind z. B. eine Fahrt von Berlin nach Hamburg im
Schnellzuge mit 50 Kilogramm ſich gegen den bisherigen
Preis erhöhen in

Klaſſe l n InC. von 24.70 M. 15.90 M. 3.90 M.
crf 29.10 1305.80 12.30

Das Gepäck koſtet ſtatt 3 M. in Zukunft 3.80 M. Der
war der 4. Klaſſe erhöht ſich für dieſe Fahrt von 5.80 M.
uuf 7 M.

Es ergibt ſich aus dieſen Preiſen, daß die Erhöhung der
erſten Klaſſe nicht von Bedeutung erſcheint, weil derjenige,
der ſich die erſte Klaſſe leiſten kann, die paar Mark Mehraus-
gabe nicht fühlen wird. Mit der Berechnung der Schnellzugs-
zuſchläge iſt die erſte Klaſſe auf dieſer Strecke belaſtet mit rund

alſo nicht ſagen, daß das ſoziale Prinzip bei dieſer Tarif
n Perſ e verrig hie Er

Fahrpreis zu erzielen, werde für die Benutzung der zweiten
Klaſſe eine Fahrkarte zweiter und dritter Klaſſe gelöſt werden
müſſen.

Mit dieſer Fahrpreiserhöhung iſt nun für die dritte und
vierte Wagenklaſſe keineswegs eine Verkehrsverbeſſe
rung verbunden. Soweit bis jetzt die Pläne für eine Ver
kehrsreform vorliegen, zeigen ſie für die Zeit nach dem
Kriege dieſelbe Tendenz wie die jetzige Tarifreform. Die
beiden unterſten Klaſſen kommen an ſchlechteſten weg. Einer
Vermehrung der Züge ſoll Zurückhaltung geboten und die
Fahrgeſchwindigkeit der DZüge auf 80 Kilometer in der
Stunde herabgeſetzt werden. Zur Erzielung drößerer Wirt
ſchaftlichkeit ſollen die Züge nur noch zwei Klaſſen führen.
Die erſte Klaffe wird nur bei den durchgehenden Zügen bei
behalten, wo ſie gut beſetzt geweſen iſt. Dieſe Züge mit 1. und
2. Klaſſe ſollen mit beſonderer Beſcheunigung durchgeführt
werden. An eine gänzliche Abſchaffung der erſten Klaſſe iſt
alio nicht gedacht, obgleich von 100 vorhandenen Plätzen nach
einer Zuſammenſtellung aus dem Jahre 1912 nur 12,65 be
ſetzt waren, d. h. von zwei Abteilen (8 Plätze) war nur ein

beſetzt. Von 100 Plätzen der 2. Klaſſe waren 20,42, der
dritten 26,N, der vierten aber 38,55 beſetzt. Da nun leider
eine Beſeitigung der erſten Klaſſe für D- Züge nicht beabſich
tigt iſt, wird es in Zukunft beſchleumigte D-Züge mit 1. und
2. Kaſſe und ſolche mit 2. und 3. Klaſſe geben. Für die Reifen
den 3. Klaſſe wird die Reiſegelegenheit vermindert werden, da
die D- Züge mit 1. und 2. Klaſſe vermehrt werden ſollen.
Eilzüge ſollen nur 2. und 3. Klaſſe fahren, aber nur noch
auf Entfernungen von etwa 200 Kilometer verkehren. Zur
Verbeſſerung der Einnahmen werden die dem durchgehenden
Verkehr dienenden Eilzüge in D- Züge umgewandelt werden.
Es hat ſich aber auf den Strecken vom Ruhrgebiet nach Berlin
und von Berlin nach Gleiwitz, Schneidemühl und Königsberg
i kehr 4. Klaſſe auf weite Entfernungen herans-

geſtellt. Deshalb ſollen
fahren werden. Damit

auch Eilzüge mit 3. und 4. Klaſſe ge
aber die Benutzung möglichſt gering

ten Material zur Snthüllung bereitliegt,

bleibt und eine Vermehrung dieſer Züge nicht zu erfolgen
braucht, ſollen ſie für den Nahverkehr ausgeſchloſſen ſein und
r Heu rorien ſoll die erſte Klaſſe ganz verſchwinden.

Jn PerſoSie war vor dem Kriege achenur woch in wenigen

Dieſe Richtlinien für den ſpäteren Frieden r ſind
nicht zur Beſchleunigung des auf

Ilt, ſondern

3. Klaſſe,
Eilzüge mit 2. und 3. und 3. und 4. Klaſſe,

ar togengsgemits und 3., 3. und 4. und 2., 3. und
Klaſſe.
Führt dann die Eiſenbahnverwaltung die fiskaliſchen Ab

ſichten reſtlos durch und bevorzugt die D-Züge mit 1. und
2. Klaſſe und die Perſonenzüge mit 2. und 3. Klaſſe nicht nur
in der Zahl der Züge, ſondern auch bezüglich der Ab
fahrtszeiten, wodurch Reiſende der 3. Klaſſe zur Be
nutzung der 2. Klaſſe in D-Zü
zur Benutzung der 3. Klaſſe in Perſonenzügen gezwungen wer
den, ſo wird das eine gewaltige Verteuerung des Reiſever-
kehrs bringen.

Bei der Verſtaatlichung der Eiſenbahnen wurde verkündet,
ſie ſolle nicht eine milchende Kuh“ für den Fiskus werden.
Jetzt kommt man dahin, u ſagen, die Eiſenbahn darf nicht ein
Verkehrs inſtitut ſein, ſondern ein recht ergiebiges
Finan zinſtitut. Leider haben bis jetzt die geſetzgebenden
Körperſchaften in die Tarifgeſtaltung und den Zugverkehr
nichts hineinzureden. Auf Grund der Tarifhoheit iſt die Ver
waltung darin allmächtig und das wird das reiſende Publikum
noch oft unliebſam zu ſpüren bekommen.

S z Perlen er r h n Frer
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Czernin Clemenceau.
Ueber die Kontroverſe Clemenceau-- Czernin erfährt die Wie

ner Mittagszeitung an autoritativer Stelle: Graf Czer-
n in hält jedes Wort, was er geſagt hat, aufrecht, er vermeidet es
jedoch gefliſſentlich, die Wege grober Beſchimpfungen zu betreten,
die Herr Clemenceau im, Gefühle ſeines Unrechts einſchlägt, ſtützt
ſich vielmehr ausſchließlich auf dokumentariſche Daten. Schon d

e skann geſagt werden, ſenſationeldaß Graf
Czernin den Standpunkt vertritt, Herr Clemenceau möge ſelbſt aus
ſeiner Reſerve heraustreten, und nicht weiter jene Ableugnungs
oder Entſtellungsverſuche betreiben, mit denen er bereits bisher fo
unglücklich abgeſchnitten hat. Clemenceau hat nach den Jnfor-
mationen des Gewährsmannes der Wiener W einen
doppelten Grund, dieſes Syſtem einzuſchlagen. fürchtet näm
lich einerſeits, daß aus innerpolitiſchen Gründen die Mitteilung,er habe vor der Weſt Offenſive Friedensverhandlungen angelnäpſt

die ohnehin erſchütterte Moral ſeiner Soldaten noch weiter ſchwä-
chen werde, indem dies ihnen beweiſen könnte, daß Clemenceau,
obwohl er Verfechter des Kriegsgedanken um jeden Preis iſt, ſelbſt
den Sieg der Alliierten bezweifelt. Das zweite außenpolitiſche
Moment iſt die ungeheure Erregung in Jtalien, das,
wie nun feſtſteht, im Gegenſatz zu England von jenen Beſpre-
chungen nichts wußte, obwohl gerade damals in der Unter-
redung ReverteraArmand die italieniſchen Aſpirationen im Mittel
punkte der Erörterung ſtanden.

Die Wiener Regierung erklärt weiter, niemals mehr
mit einem Kabinett Clemencegu in irgendwelche
Verhandlungen treten zu können, auch Für den Fall,
daß es ſich um die tatſächliche Liquidierung des Krieges ha
ſollte, da Herr Clemenceau offen zugkbt, daß er vertrauliche Be
ſprechungen als Jnformationsquelle, alſo zu Spionage-
zwecken, ausnühe. Selbſtverſtändlich waren alle Verhandlungen
wiſchen Frankreich und OeſterreichUngarn frangöſiſcherſeits

darauf berechnet, Oeſterreich Ungarn vom Bündniſſe mit Deutſch
land abzuziehen. Daß das in der gebührenden Form zurüchge
wieſen wurde, beweiſt am beſten der ergebnisloſe Verlauf. Czernin
hatte und hat ausſchließlich die Erreichung eines allgemeinen
Friedens im Auge.

Was die Rede Wilſons anbelangt, ſo iſt man in Wien der
Anſicht, daß Wilſon zu dieſer Zeit noch keine Kenntnis von r
Ausführungen hatte, und daß die Rede Wilſons hauptſächlich ein
Propagandamittel für die Kreigéanlerhe ſei.

Schiffsunglück auf der Donau.
Budapeſt, 8. April. Zwiſchen den beiden Donaudampfern

daß weiteres

Sophie und Dring fand ein Zuſammenſtoß ſtatt, bei

ügen vabei nicht retten konnten, zu heben,

n und Reiſende der 4. Klaſſe 9

dem 50-—60 Perſonen den Tod fanden. Es wird befürchtet, dak

dieſe Zahl vielleicht noch überſchritten wird. Gewißheit wud

erſt dann erlangt werden, wenn es gelungen ſein wird, den ge
ſunkenen Teil der Drina, auf welchem ſich angeblich zahlreiche
Paſſagiore im Morgengrauen im tiefen Schlaf befanden und ſich

n ko Die Kataſtrophe wurde

dadurch verurſacht, daß die Sophie ſo heftig mit der Drina zu
ſammenſtieß, daß der Schiffsſchnabel in die Drina ſich einbohrte
und ein Leck verurſachte, welches das Sinken des Schiffes zur
Folge hatte. Der Kapitän der Drina hatte ſoviel Geiſtesgegen-
wart, Rückdampf zu kommandieren, wodurch ſein ſchwerbeſchädigtes
Schiff bis auf einige Meter ans Ufer gelangen konnte, wo die
Paſſagiere ausgeſchifft wurden. Die Direktion der Donauſchiffahrts
geſellſchaft gibt zu, daß die Kataſtrophe durch ſträfliche Fahr
läſſigkeit verurſacht wurde. Die Unterſuchung wird feſtſtellen,
welches von den beiden Schiffen ſich im falſchen Fahrwaſſer befand.

Der Krieg zur See.
Berlin, 8. April. (Amllich) Unſere UBoole haben an der

Englands, im Aermelkangl und der See neuerdiLerſe und vier re zuſammen m
zwanzigkauſend BRT.

verſenkl. Die Dampfer waren ohne Ausnahme b und lief
darunter ein werlvoller von 6000beladen, 3BRT. Ein D rde ark geſicherlem Gel heransgeſcho h r ber Scfoigen ha Aopllanleninent

un
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Haag, 8. April. (Korr.-Bureau.) Der für den belgiſchen Hilfs-
dienſt fahrende er Miniſter de Smet de a lief am Sonnabend
nachmittag auf eine Mine und ſank. Siebzehn Mann wurden gerettet,
zwölf ſind ertrunken.

Engliſche Befürchtungen wegen
Finnland.

Stockholm, 8. April. Die Times ſprechen in einem Artikel
von der Bedeutung der finniſch- deutſchen Beſtrebungen, das Eis
meer zu erreichen. Sie halten die Geſamtlage in Finnland noch
für durchaus unklar und kompliziert, aber nennen ſie gleichwohl
ernſt genug, da die Deutſchen, die bei Hangö Truppen landekten,
wahrſcheinlich noch in dieſem Sommer einen offenen Hafen am
nördlichen Gismeer bekommen dürften, ohne daß irgendwelche
Maßnahmen von ſeiten der Entente dieſe deutſche Bewegung
treffen könnten.

Für das Recht und die Freiheit
Jndiens.

Auch in ſeiner jüngſten Rede ſpielt ſich Wilſon auf den verkannten
Friedensfreund hinaus. Er wolle ja jederzeit einen gerechten und ehr-
lichen Frieden ſchließen, aber das böſe Deutſchland wolle nux die Macht
anerkennen. Deshalb ſetze er der Gewalt Gewalt m Gewalt
bis zum äußerſten, Gewalt ohne Maß und Grenzen. Dieſe Gewalt ſoll
kämpfen gegen das angeblich von Deutſchland erſtrebte Weltreich der Ge
walt und wirtſchaftlichen Vorherrſchaft, das Europa, Amerika und letzten
Endes Perſien und Jndien bedroht. Wilſon fühlt ſich alſo berufen, Per
ſien und Indien zu ſchützen vor der Unterdrückung und wirtſchaftlichen
Ausbeutung durch Deutſchland. Dieſe Art Freiheitskampf iſt wahr
haft originell. Nicht von England, ſondern von Deutſchland muß man
Perſien und Indien befreien Herr Wilſon ſollte ſich dieſe Freiheitslehre
patentieren laſſen.

Der Sieg der Linksſozialiſten in
Norwegen. eDer Parteitag der norwegiſchen Sozialdemokratie hat der Linken

den Sieg gegeben und einen völligen Umſturz im Parteiorganismus her-
beigeführt. Die Ueberlegenheit der Oppoſition trat gleich am erſten
Tage hervor, wo ihr Antrag, die ſchwediſche Linkspartei, die
Sekretärin der Zimmerwalder Kommiſſion Frau Balabanow und
den Stockholmer ruſſiſchen Geſandten Worowofki einzuladen, durch-
drang. Die Abſtimmung über die Parteitaktik, die nach einer langen
hitzigen Debatte vor ſich ging, vollendete die Niederlage der bisherigen
Mehrheit. Die Mehrheit des Parteiporſtandes hatte eine ausführliche
Reſolution vorgelegt, die hervorhob, daß die ſozialiſtiſche Geſellſchafts
ordnung nur auf den, ſich im allgemeinen gleichen Wahlrecht kund-
gebenden Mehrheitswillen gegründet werden könne. Das Recht auf An
wendung des Generalſtreiks und der Revolution wollte die Reſolution
nur für den Fall der Unterdrückung der Volksmehrheit zulaſſen. Sie
lehnte im beſonderen den Generalſtreik und die revolutionäre Maſſen
aktion gegen die Teuerung und den Soldatenſtreik als Mittel zur Ab

ſchaffung des Militarismus ab. nDie Reſolution der Oppoſition, die ſechs von den neunzehn Mit
gliedern des Parteivorſtands unterzeichnet hatten, erklärte, die kapita-
liſtiſche Ausbeutung darum, weil ſie ſich auf die Mehrheit in den Ver-
tretungskörpern ſtütze, nicht anerkennen zu können. Die Arbeiterpartei
müſſe ſich daher die revolutionäre Maſſenaktion im Kampf für die wirt-

r Befreiung vorbehalten, doch ſtehe die Eroberung der politiſchen
acht auf parlamentariſchem Weg in der erſten Reihe der Par-

teiaufgaben. Die Reſolution erkannte auch die von der Oppoſition neu
geſchaffenen Arbeiter- und Soldatenräte an. Die Abſtimmung ergab
158 Stimmen der Linken gegen 127 Stimmen der Rechten.

Der Oſtermontag brachte die Abſtimmung über die Miltärfrage.
Hier wurde die Niederlage des Parteivorſtandes noch größer. Sein
Reſolutionsentwurf wurde mit 149 gegen 90 Stimmen abgelehnt. Aller
dings brachte auch der Vorſchlag der Oppoſition, der Soldaten bezw.
Rekrutenſtreik und Gründung von Soldatenverbänden empfahl, nur
115 gegen 120 Stimmen auf, aber ſchließlich wurde eine von dem oppo
ſitionellen Redakteur Scheflo vorgelegte Reſolution, die einerſeits auf
die ablehnende Haltung des Landeskongreſſes gegenüber dem Militär
ſtreik, anderſeits auf die vollzogene Errichtung von Vereinigungen von
Wehrpflichtigen hinweiſend, erklärt, daß ein organiſationsmäßiges Auf
treten der Partei nicht mehr in Frage ſtehe, daß aber der Parteitag den
Militärſtreik als im Einklang mit den ſozialiſtiſchen Grundſätzen ſtehend
e und deshalb das Recht auf ſeine Anwendung nicht preisgeben
önne.

Schließlich wurde noch das Verhältnis zur Zimmerwalder Kom
miſſion und zur ſchwediſchen Linkspartei diskutiert. Auch hier drangen
die Vorſchläge der Oppoſition durch, die die Vertretung in der Zimmer
walder Kommiſſion, jedoch ohne Austritt aus der alten Internationale
ſolange dieſe keine entſchiedene Haltung gegenüber Zimmerwald ein
nehme, und eine Zuſammenarbeit mit den ſchwediſchen Linksſozialiſten
zum Jnhalt haben.

Das Ergebnis der Abſtimmungen veranlaßte die geſchlagene Rich
tung, eine weitere Zuſammenarbeit im Parteivorſtand abzulehnen. Der
bisherige Vorſitzende, Ole Lian, den die ſiegreiche Oppoſition als
Kandidaten für den Vizepräſidentenpoſten auf ihre Liſte geſetzt hakte,
lehnte denn auch das Amt ab. Zum tzenden wurde der oppö
ſitionelle Redakteur Carry Grepp mit 160 Stimmen gewählt. 101
weiße Stimmzettel repräſentierten die bisherige Mehrheit. VizeVor
ſigender wurde Advokat Stang, Parteiſekretär Redakteur Tranen-
vel. Unter den neuen Parteivorſtandsmitgliedern befindet ſich auch der
Vorſitzende des Verbands der Arbeiterräte Simonſen.

Jmſolge des geſchilderten Umſchwungs legte auch der Redakteur
des ZJentralorgans Sozialdemokraten, Vidnes, ſein Amt nieder. Zu
ſeinem Nachfolger wurde Scheflo beſtimmt.

Dies Ergebnis des Parteitags erregt begreiflicherweiſe großes Auf
ſ auch in den andern ſkandinaviſchen Ländern, auf deren Parteiver

e es vielleicht eine Rückwirkung üben wird. Eine andre gus der

über das erregengebende iſt die tatſächliche Auflö des alle ee i nene Burenankenbett liegenden holläauf dem
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Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Die Pläne der Großkapitaliſten.
Der Großkapitalismus hat über die Erforderniſſe der

nächſten Friedenswirtſchaft ſeine eigeneèn, ſehr vadikalen Auf
faſſungen. Jn der Sonntagsnummer der Norddeutschen All
gemeinen Zeitung lüftet ein Einſender, den das Blatt als
„einen unſerer führenden Jnduſtriellen“ vorſtellt, über die
Abſichten und die Wünſche der Großinduſtrie in anerkennens
werter Offenheit den Schleier. Jn dem Artikel, der den Titel

e unſerer Wirtſchaft“ führt,
ei

Um für die Zeit nach dem Kriege eine nam Kräftigung ddeutſchen Wirt t u erreichen erſcheint e errke feſt
gefügter Verbände erſordertth, deren auf längere Zeit geſicherte er

eine rationelle u der Produktion und des ÄAbſatzes ge
ar und die reſtlos die Geſamtheit der Intereſſenten der einzelnen

rbeitsgebiete umfaßt. Auf ſolcher Grundlage geſchloſſenen Produzenten
verbänden eröffnen ſich r Perſpektiven für die Erfolge ihrer
Tätigkeit. Es werden bei einwandfrei geſicherter Grundlaege zweifellos
Zuſammenſchlüſſe von einzelnen Unternehmungen folgen, wobei durch

Vereinheitlichung der Produklion außerordentliche Er
lembgtchteiten gegenüber der bisherigen Betriebsführung gegeben

Wenn die Staatsregierung, wie es den Anſchein hat, dieſe Tatſache
anerkennt, dann fällt ihr die Aufgabe zu, den Zuſammenſchluß der ein
Mnre Betriebszweige durch feſte Kartellierung, der, wie die Praxis der

orzeit lehrt, in vollkommener Weiſe in freier Verſtändigung der Junler
rch

t n n ditat v Mittenen edens yndikaten zur ügun ende eldes Zwanges zum Beitritt von Außenſeltern, eigen e

e s 2
ſtehenden Tatſache, daß die privatwirtſchaftliche Betätigun
lichen Betriebsverwaltung durchaus h iſt, während ein voller
Erfolg der deutſchen Privatwirtſchaft nur bei freier Entfaltung der in ihr
tät J Kräfte zu erreichen iſt, wird nach dem Kriege bei allen, auf zweck
mäßige Regelung des deutſchen Erwerbslebens gerichteten Beſtrebungen
unſere Staatsregierung als leitenden n elten laſſen müſſen:
D. da von jeder ſtagklichen Beeinfluſſung nach M eit

e k erſcheint erforderlich, die en h Errichtung

der ſtaar

von neuen Unkernehmungen von einer ſtagklichen Ko nzu machen, bei deren Erteilung den Unternehmern die Pflicht e

werden müßte, dem für den betreffenden Betriebszweig beſtehenden
Verbande beizutreten. Hierbei müßte für die Regierung die Pflicht der
Konzeſſionsgewährung in ſolchen Fällen feſtgelegt werden, in denen wirt
ſchaftliche Grundlagen für das neue Unternehmen ohne Störung der
Tätigkeit der beſtehenden Unternehmungen gegeben erſcheinen.
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Die Oktroyierung einer mecklendurgiſchen Berfaſſung.
war ſchon wiederholt der Gegenſtand von Unterſuchungen von
Staatsrechtslehrern. So hat der jetzt geſtorbene Profeſſor
Laband die Frage, ob die Reichsgeſehgebung die mecklen-
burgiſche Verfaſſungsfrage regeln könne, bekanntlich bejaht.
Jetzt liegt in dieſer Angelegenheit ein neues Rechtsgutachten
des Profeſſors Bredt von der Univerſität in Marburg vor.
Bredt, der Mitglied des preußiſchen Abgeordnetenhauſes jſt,
und im freikonſervativen Lager ſteht, kommt in ſeiner Unter
ſuchung, ebenſo wie Laband, zu dem riſſe, daß der
Artikel 78 der Reichsverfaſſung eine Han für die Oktroy-
ierung einer Verfaſſung biete. Der Axtikel 78 lautet:

Veränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Geſetz
gebung. Sie gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrate
14 Stimmen gegen ſich haben.

Diejenigen Vorſchriften der Reichsverfaſſung, durch welche be
ſtimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren Verhältnis zur
Geſamtheit feſtgeſtellt ſind, können nur mit Zuſtimmung des be
rechtigten Bundesſtaates abgeändert werden.

Die mecklenburgiſche Regierung könne nun, ſo heißt es in
dem Gutachten des Profeſſors Bredt weiter, aus politiſchen
Gründen Bundesrat und Reichstag nicht darum erſuchen, weil
die Reichsgeſetzgebung dann radikalere Wege gehen würde als
ihr lieb iſt, insbeſondere eine demokratiſche Verfaſſung mit
allgemeinem, gleichem Stimmrecht beſchließen würde. Der
mecklenburgiſchen Regierung ſtehe aber noch ein anderer Weg
offen, der der Oktroyierung auf Grund ihres ſogenannten
t a Der landesgrundgeſetzliche Erbver
gleich vom 28. April 1755, der noch heute für die ſtaatsrecht
lichen Verhältniſſe Mecklenburgs maßgebend iſt, enthält näm-
lich eine Klauſel, nach welcher die ſtaatsrechtlichen Handlungen
des Landesherrn zunächſt gültig und richtig ſind, bis ſie durch
die Entſcheidung der ſogenannten Kompromißinſtanz, die
durch eine Verordnung vom 28. November 1817 geſchaffen
wurde, beſeitigt wird. Wenn nun aber die Staatsregierung
ſich weigert, die Kompromißinſtanz zu beſchicken, ſo können die
Stände zwar dagegen den Bundesrat anrufen. Da die Frage
damit aber wieder auf den Weg der Reichsgeſetzgebung käme,
wären die Folgen den Ständen durchaus nachteilig. Es ſei
vielmehr anzunehmen, daß ſie auf ſolche Schritte verzichten,
und damit würde die oktroyierte Verfaſſung endgültig rechts-
beſtändig werden.

Konferenz der Sextilarbeiter für
Sachſen und Thüringen.

Am 6. und 7. April tagte im Volkshauſe zu Dresden eine Konrenz von Vertretern Ter im Deutſchen Teyxti bande organi-
erten Arbeiter und Arbeiterinnen des Königreichs Sachſen und der

ihüringiſchen Staaten, die von 70 Delegierten, darunter 14 weiblichen,
aus 45 Orten, einigen Vertretern des Hauptvorſtandes, den ſächſiſch
ihüringiſchen Gauleitern. und einem Vertreter des Verbandsorgans be
ſchict war. Auch die Kriegsämter des 12. und 19. Armeekorpsbezirks

en einen Vertreter entſandt.bar Jm Vordergrunde der Band rig 4
des andsvertreters Hermann Berde e in der Textilinduſtrie und die Mitwirkung der

organiſierten
D der Textilarbeiter in der ſächſiſchen under e Prozentſa extilarbeitew. legitimiert die Textilarbeiterſchaft Sach

ſens und Thüringens in einem Maße wie in keinem anderen Bundes

Erkundung? Das Vaterland läutet
eichnen!

ch die Erfahrung hinlänglich feſt

rationierten Lebensmittel ausreichen.
den in einer Induſtrie bezohlt, die nach den Berichten der Aktiengeſell

Wer will zurückbleiben?? Darum alle Mann
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ſtaat, bei dieſer Ueberleitung ein gewichtiges Wort mitzureden. Aber
die ſächſiſche Regierung hat es fertiggebracht, in die verſchiedenen die
Textilinduſtrie betreffenden Ausſchüſſe für Uebergangswirtſchaft ein
ſchließlich des Ausſchuſſes für Demobiliſation neben fünf Vertretern des
chriſtlichen und des Hirſch-Dunckerſchen Verbandes ganze drei Vertreter
des Deutſchen Textilarbeiterverbandes zu berufen und dieſen bei der
Beſetzung des außerordentlich wichtigen Ausſchuſſes für Demobiliſation
ganz auszuſchalten. Das wirkt nicht nur wie eine Zurückſetzung, ſon
dern wie eine Herausforderung. In die 71 wurden Vertreter
der Unternehmer und der Arbeiter in gleicher Zahl berufen, und zwar
nach den Vorſchlägen der betreffenden Organiſationen. Das muß auch
für Sachſen gefordert werden. Nur ſo wird es möglich ſein, in dieſen
Stellen das Uebergewicht der Unternehmer und beſonders der Groß-
unternehmer auszugleichen und die Intereſſen der für Sachſen außer
ordentlich wichtigen Textilarbeiterſchaft auf allen für die Uebergangs
wirtſchaft zu bearbeitenden Gebieten wahrzunehmen.

Winkler n brachte weiteres Beweismaterial für die
Brüskierung der Arbeiterſchaft und ihrer Organiſationen durch die ſäch
ſiſchen Regierungsſtellen bei, während auf den unbedeutendſten bürger-
lichen Tagungen die Miniſter mit einem ganzen Beamtenſtabe perſön
lich erſcheinen, hat das Miniſterium des Innern die Entſendung eines
Vertreters aus „Zeitmangel“ abgelehntl! Folgende Entſchließung wurde
hierauf einſtimmig angenommen: r

„Jn Erkenntnis der außerordentlich wichtigen Jntereſſen, welche
in der Uebergangswirtſchaft für Arbeiter und Angeſtellte der Textil
induſtrie auf dem Spiele ſtehen und angeſichts ZJer Tatſachen, daß bis-
her faſt ausſchließlich nur Vertreter des großen Rapitals zur Mitarbeit
herangezogen wurden, erhebt die Konferenz der im Deutſchen Textil-
arbeiter-Verband organiſierten Textilarbeiter und arbeiterinnen des
Königreichs Sachſen und der thüringiſchen Staaten folgende Forderung:

Es ſind in alle von den Regierungen zum Zwecke der Uebergangs
wirtſchaft geſchaffenen Körperſchaften oder Einrichtungen Vertreter der
organiſierten Arbeiter und Angeſtellten in gleicher Zahl hinzuzuziehen,
wie Vertreter des Textilunternehmertums wurden.

Die Konferenz proteſtiert gegen die Zurückſetzung des Deutſchen
Textilarbeiter- Verbandes bei Beſetzung der von der ſächſiſchen Regie
rung errichteten Fachausſchüſſe und ſeiner vollſtändigen Ausſchaltung
bei Beſetzung des Ausſchuſſes für Demobiliſation.

Angeſichts der r daß die organiſierten Textilarbeiter Sach
ſens faſt ausnahmslos im Deutſchen Textilarbeiter-Verband ſich zuſam-
mengefunden, chriſtlich oder gewerkvereinlich organiſierte Leute dagegen
nur vereinzelt anzutreffen ſind, wirkt die Heranziehung von fünf chriſt
lich und gewerkvereinlich organiſierten Vertretern ju den Ausſchüffen,
inkluſive des Ausſchuſſes für Demobiliſation, gegen nur drei des Deut-
ſchen Textilarbeiter-Verbandes, bei Ausſchaltung in der Beſetzung des
Demobiliſationsausſchuſſes, wie eine Herausforderung. h

Die Konferenz verlangt, daß analog dem Vorgehen des Reichs
wirtſchaftsamtes die Beſetzung der Ausſchüſſe erfolgt entſprechend Vor
ſchlägen, die von allen beteiligten Organiſationen der Arbeiter in ge-
meinſamer Beratung gemacht werden.

Die Konferenz macht die in der Denkſchrift des Verbandes Ueber
gangswirtſchaft und Textilarbeiter erhobenen Forderungen zu ihren
eigenen und erwartet Berückſichtigung.“

Hierauf ſprach Gauleiter Dreßler (Plauen) über die Frage:
Iſt die Entlchnung der Texlilarbeiler eine angemeſſene? Er erinnerte
daran, daß die Löhne der Tepxtilarbeiter bis zum vorjährigen Augs-
burger Verbandstage trotz der Teuerung im allgemeinen noch hinterden Löhnen der Friedenszeit zurückblieben. Obwohl inzwiſchen dank des

Wirkens der Organiſation eine gewiſſe Beſſerung eingetreten iſt, ſind
die Löhne noch immer völlig unzureichend, was ſich daraus ergibt, daß
ſie nach Berechnungen oft nicht einmal zum Einkauf der zugewieſenen

t Solche unzureichende Löhne wer-

en trotz Einſchränkung der Produktion und Verringerung der Ar
terzahl während des Krieges gewaltige Gewinne abgeworfen hat.

Wenn es der Textilarbeiterſchaft nicht gelingt, einen Ausgleich zwiſchen
Arbeitslohn und Preisſteigerung herbeizuführen, dann wehe ihr nach
dem Kriege! Durch Stärkung der Organiſation müſſen die Arbeiter auf
dem Wege der Selbſthilfe für eine Beſſerung wirken. Vom Staat aber
muß verlangt werden, daß den Arbeitern durch die Feſtſetzung von
Mindeſtlöhnen ein Mindeſteinkommen gewährleiſtet wird in einer Höohe,
die zur Beſtreitung des notwendigſten Lebensunterhalts wenigſtens
einigermaßen ausreicht.

Die folgende lebhafte Ausſprache ſchloß ab mit der einſtimmigen
Annahme der folgenden Entſchließung: „Die Konferenz kann die
in der Textilinduſtrie bisher gezahlten Löhne als den Zeitverhältniſſen
entſprechend nicht anſehen. Die Konferenz fordert erneut nicht nur
eine weitere Aufbeſſerung der Löhne, ſondern ſie hält auch feſt an ihrer
in der außerordentlichen Generalverſammlung zu Augsburg aufgeſtell

auch der Teztilarb

ten ungz Einführung den Teuerungsverhältniſſen entſprecheüde:
Mindeſtlöhne.

Die Konferenz proteſtiert gegen die niedrige Feſtſetzung der Richt-
löhne, die geradezu als ein Hohn auf die gegenwärtigen Lebensmittel
und ſonſtigen Bedarfsartikelpreiſe angeſehen werden

Die Konferenz erhebt aber auch Proteſt gegen die Begründung der
Ablehnung ſeitens der Unternehmer und mancher Staatsvertretungen,
daß bei Einführung von Mindeſtlöhnen die Faulheit der Arbeiter ge
fördert und die Induſtrie in ihrer Konkurrenzfähigkeit gehindert würde.

Die Feſilegung von Mindeſtlöhnen durch Regierungsverordnung iſt
zur Erhaltung der Arbeiterſchaft und Gefundheit der in der Textil-
induſtrie beſchäftigten Arbeiterſchaft zur dringenden Notwendigkeit ge
worden, und die verſammelten Vertreter erwarten, daß dieſer gerechten
und notwendigen r baldigſt Rechnung getragen wird, damit

terſchaſt eine gewiſſe Exiſtenzſicherheit zuteil wird.
Ueber die Verkürzung der Arbeiiszeit ſprach am zweiten Verhand

lungstage Gauleiter Sach ſe (Chemnitz). Er hob hervor, daß die
Sorge um die Geſundheit der jetzigen und der künftigen Tepxtilarbeiter
generation dazu zwingt, zu der Frage Stellung zu nehmen. Die Ar-
beitszeitbeſchränkung für Frauen und Jugendliche, die vor dem Kriege
geſetzlich feſtgelegt war, iſt im Kriege faſt allgemein aufgehoben worden.
Die Regierung hat in ihrem Rundſchreiben vom 11. Auguſt 1917 ſelbſt
zugegeben, daß die Arbeitszeit namentlich für Frauen und Jugendliche
zum Teil außerordentlich verlängert worden ſei und daß befürchtet wer
den müſſe, die Geſundheit werde dadurch ſchweren Schaden leiden und
die Leiſtungsfähigkeit werde bedenklich zurückgehen. Die Arbeit iſt im
mer intenſiver geworden, die Maſchinen in der Textilniduſtrie, die im
mer größer geworden ſind, laufen immer ſchneller. Die Akkordarbeit
bildet einen weiteren Anreiz zur höheren Anſpannung der Kräfte. Jm
Kriege iſt alſo eine Ausnutzung der Arbeitskraft, namentlich auch der
weiblichen und jugendlichen, fefſtzuſtellen, die als Raubbau bezeichnet
werden kann. Die ſchweren Schäden, die das zur Folge hatte, müſſen
auszugleichen verſucht werden durch eine Verkürzung der Arbeitszeit.
Folgende Entſchließung macht dieſe Forderung geltend:

Die Sorge um die Geſundheit und die geiſtigen und körperlichen
Kräfte der gegenwärtigen und der künftigen Textilarbeitergeneration
verpflichtet die Arbeiterſchaft, auf eine gefetzliche Regelung und Ver
kürzung der Arbeitszeit bedacht zu ſein.

Die Wiederherſtellung und Erhaltung der lebendigen Arbeitskraft
als wertvollſtem Beſtandteil der Nation muß Aufgabe jeder ror-
ſorgenden Staatsgewalt ſein.

Die außerordentliche Zunahme der Frauenarbeit in der Zeit vor
dem Kriege hat in der Kriegszeit eine rapide Steigerung erfahren,
eine Steigerung, die außerordentliche Gefahren für die lebende und
kommende Generation, beſonders für die Frauen und Kinder, zur Folge
hat.

Die Konferenz fordert deshalb die Einführung der ggſetzlichen acht
bzw. neunſtündigen Arbeitszeit und die ſofortige Einführung des fteien
Sonnabend Nachmittags. Sie erwartet von den geſetzgebenden Jnſtan
zen Beachtung dieſer Forderungen in der Uebergangswirtſchaft.“

Dieſe Entſchließung wurde einſtimmig angenommen.
Das Referat hielt Winkler (Dresden) über die Erhöhung

der Unkerſt hungsſähe in der rforge. Er erkannte an,
daß auf Grund früher geltend gemachter Beſchwerden verſchiedene Ver
beſſerungen der Fürſorge durchgeführt worden find. Das Miniſterium
trat unter Berückſichtigung dieſer Beſchwerden für eine angemeſſene
Erhöhung der Unterſtützungsſätze ein. Aber ſeine Anordnungen haben
gleich den früheren Verordnungen nicht bei allen Kommunalverbänden
die notwendige Beachtung und Verwirklichung gefunden. Inzwiſchen
iſt die Teuerung weiter geſtiegen und die Unterſtützungen haben ſich
immer mehr als unzureichend erwieſen. Dem Vorgehen des Texytil-
arbeiterverbandes iſt es zwar in einer Reihe von Unterſtützungsbezirken
gelungen, Verbeſſerungen zur Anerkennung zu örkngen, aber an zahi-
reichen Beifpielen wurde nachgewieſen, daß die Verhältniſſe in anderen
Bezirken außerordentlich daniederliegen. Neben der Erhöhung der
Unterſtützungsſätze im allgemeinen müßten dieſe daher auch einheitliqh
geregelt werden. Zu dieſem Verhandlungsgegenſtand wurde folgende
Entſchließung vorgelegt.

„Die Konferenz erklärt, daß die Unterſtützungsſätze der Textil-
arbeiterfürſorge unbedingt einer Erhöhung bedürfen. Sie erfucht die
Regierungen der in Betracht kommenden Staaten, dafür zu ſorgen, daß
eine entſprechende Erhöhung eintritt. Dabei möchte folgendes berück
ſichtigt werden:

1. Die Unterſtützungsſätze ſind einheitlich zu regeln.
2. Die Zuſchläge für Kinder dürfen nicht ſo geſtaffelt ſein, daß be

trächtliche Unterſchiede in Frage kommen.
3. Vom verdienten Lohn dürfen nicht mehr als 8634 Prozent an

gerechnet werden.
4. Kleine Einkommen der verſchiedenen Art, als Lohn, Renten und

dergleichen dürfen bei Unterftützungsberechtigten mit eigenem
Haushalt bis 6 M., bei den übrigen Unterſtützungsberechtigten
bis 3 M. pro Woche nicht angerechnet werden.

5. Allen Unterſtützungsverbänden iſt aufzugeben, nach vorſtehenden
Punkten eine Neuregelung der Unterſtützungsſätze vorzunehmen.

Eine Reihe Vertreter aus den verſchiedenſten Gegenden ergänzten
den Vortrag durch Berichte über die Durchführung der Tegxtilarbeiter-
fürſorge in ihren Wirkungskreiſen. Die Ausſprache lieferte ebenfalls
einen Beweis für die Verſchiedenartigkeit und Buntſcheckigkeit dieſer
Durchführung. Die Entſchließung fand ebenfalls einſtimmige Annahme.

Letzte Vachrichten.
Amſterdam, 8. April. Heute nachmittag kam es hier wegen

der Lebensmittelnot wieder zu großen Menſchenanſammlungen
auf einigen Straßen und Plätzen der inneren Stadt und zu
Zuſammenſtößen mit Polizei und Militär. Die Kundgebungen
haben aber vorläufig keinen ernſten Charakter angenommen.

Lehte Lokal und Provinznachrichten.

Halle, 9. April 1918.
Corbetha. Zu dem an anderer Stelle dieſer Nummer befind

lichen Verſammlungsbericht wird noch folgendes ergänzend mit-
geteilt: Jm geſtrigen Bericht des Zeitzer Volksboten über dieſe Ver
ſammlung wird behauptet, ſelbſt Dreſcher habe nicht gewagt, die
„Denungziation“ zu verteidigen. Dagegen hat Dreſcher erklärt, die
Namensnennung ſei ſchließlich überflüſſig geweſen, aber von einer
„Denunziation“ könne man nicht reden, denn es ſei möglich ge
weſen, diejenigen, die den Einſchüchterungsverſuch gegen unſere

unternommen hätten, ordentlich auf die Finger zu
opfen.

Städtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8--12 Uhr Rr. 28 001--33 000,

nachmittags von 2—-6 Uhr: Nr. 33 001--38 500, der Lebens
mittelſcheine in der Talamtſchule Jede Perſon ein Stück
für 33 Pfennig.
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es noch einmal vor Kriegsende. Nicht in den Kugelregen,
in den Grangthagel? Nicht zum kühnen Handſtreich, nichtFreiwillige vor!

Sturm: Kriegsanleihe
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Monatlicher Arbeitskalender für
Gartenfreunde.

April.
Das ſonnige Wetter im März hat die Arbeiten im Garten

weſentlich begünftigt. An den ſchönen Sonnentagen war alt und
jung von früh morgens bis ſpät abends im Garten mit der Vor-
bereitung des Ackers beſchäftigt.
wiſſen wir, wieviel Gramm Samen man von den einzelnen Ge-
mitſeſorien braucht, um damit je ein 10 Quadratmeter großes
Beet zu veſtellen. Weiter aber ſoll man auch zur rechten Zeit
ausſäen, und dieſe wird beſtimmt von den klimgtiſchen Verhält-
niſſen der Beſchaffenheit des Bodnes und nicht zuſeizt vom Früh-
lingsnwetter. Verfrühte oder unzeitige, aber auch verſpätete Aus-
ſagt ſtöllt nicht ſelten den ganzen Erfolg in Frage. Auch unge
nügerde Bodenbearbeitung, verkehrte Düngung oder auch zu tiefe
oder zu flache Unterbringung des Sagatgutes hat meiſtens Fehl-
ſchläge hun Gefolge. Und ſchließlich können Trockenheit, Froſt und
ibergroße Nieſſe während des Keimprozeſſes die keimende Saat ver
nicüten.

Die Becte ſind alſo guk vorzubereiten. Wurden ſie bereits
im Winter gegraben, ſo iſt jetzt vor der Ausſgat das betreffende
Beet, falls es ſchwerer Boden ift und ſich dieſer vielleicht ſtark
geſetzt (mat, enit einer Grabe- oder Düngergabel aufzulockern und
dann zu harren. Beim Harken muß man darauf achten, daß alle
Uneberibeiten. des Beetes ausgeglichen werden. Natürlich können
dieſe Arbeiten aber erſt dann vorgenommen werden, wenn der
Boden hinreichend wogetrocknet iſt; früher ſollte auch nie mit der
Ausſagt begorgien werden. Vor allzu früher Ausſagt iſt ent-
ſchieden zu werien. Sie virnt eher Nachteile als Vorteile in ſich.
Wenn auch Kurs tten, Möhren, Schwarzwurzeln und Zwieboln be-
reits früh ausgeſät werden können, weil ſie langſam keimen und im
Somen wenig empfindlich ſind, und auch Spinat, Erbſen und
Pxffbohnen eine Meärzausſagt in der Regel gut vertragen, ſo ſoll
man doch im allgemrvinen erſt die richtige Bodenwärme abwarten,
beſonders bei den im Samen empfindlichen Arten, wie Buſch- und
ve ſonders Siaugenbohnen, Frübkartoffeln, wten Beten, und be
ſonders wieder bei Gurlen und Kürbis. Dieſe Gemüſearten
müſſen ſämtlich vaſch keimen, ſollen ſie freudig gedeihen zur raſchen
Enttermung ober gebrauchen ſie wieder eine beſtimmte Boden-
wäre. Der wwunatliche Arveistfalender führt immer die Ge-
müſearten an, die. im Laufe des Monais auszuſäen bzw. zu
pflanzen ſind.

Bei der Ausigat felbſt iſt erftens darauf zu achten, daß der
richtige Tiefe tommt. Als Regel kann hier gelten,

daß das Sangriorn doppelt ſo hoch mit Erde bedeckt wird, als es
ſelbſt dick iſt; Ts iſt alſo feiner Samen Peterſilie) nur flach, großer
Samen Bohren, Ersſen) tiefer in die Erde zu bringen. Bei breit-
witrfiger Ausfagt, d. h. wenn wir den Seamen gleichmäßig über
das ganze Beet verteilen, werden wir alſo größeren Samen, um
ihn zit die richtige Tiefe zu bringen, mit dem Rechen einhacken,
währa id wir feineren Samen nur leicht einbarken und gang feinen
Samen nur mit einem Brett andrücken. Bei Reihenſagat wieder
machen wir die Rillen für feineren Samen recht flach und für
größeren kicfer, und in leichten Sandboden tiefer als in ſchwerem
Lehmboden. Freilich gibt er hierbei auch wieder Abweichungen; ſo
legt man z. B. Erbſen entſchieden tiefer als Buſchbohnen, doch als
Richtſchnur kann das oben Geſagte immerhin gelten.

Samen in die

Aus der Februar- Ueberſicht

Die Reihenſaat iſt der Breitfaot ſteis vorzugiehen. Nicht nur
ſpart man dabei an Samen, ſondern das iſe entwickelt ſich
bei Reihenſaat auch viel beſſer, weil er mehr Platz hat und wir
in der Reinhaltung und Lockerung des Bodens nicht behindert wer-
den und Licht und Luft die Pflanzen beſſer umſpülen können.
Gute Pflege von der Ausſaat bis zur Ernte verlangt das Gemüſe,
dieſe können wir ihm aber nur bei Reihenſaat in vollem Maß
angedeihen kaſſen. Breitwürfig kann man beſtenfalls frühe
Karotten, Spinat, Radieschen und Rapünzchen ausſäen; es iſt aber
wieder auch nur auf leichtem, unkrautfreiem Boden zuläſſig. Bei
Breitſaat wird das Beet nach dem Einhacken bzw. Einharken des
Samens, bei Reihenſaat nach dem Einebnen der Rillen ſanft an-
gedrückt, damit die Erde das Samenkorn innig umſchließt und die
Feuchtigkeit des Bodens ſich dieſem mitteilen kann.

Für eine gleichmäßige Feuchtigkeit der Saaibeete iſt Sorge
zu tragen. Dem tiefer im Boden liegenden Samen teilt ſich die
Grundfeuchtigkeit mit; ſie leiden daher weniger unter trockner
Witterung, und das Gießen iſt hier erſt notwendig, wenn die Nieder
ſchläge allzulange auf ſich warten laſſen; der feinere, nur flach in
die Erde gebrachte Samen leidet dagegen leichter unter der Trocken
heit, und iſt hier bei trocknem Wetter durch Gießen für eine gleich
mäßige Feuchtigkeit der oberſten Ackerkrume zu ſorgen.

Das Ausſäen ſelbſt erfordert eine gewiſſe Geſchicklikeit. Der
geübte Gartenbeſitzer ſtreut den Samen in der Weiſe aus, daß er
die mit Samen gefüllte, leicht geſchloſſene Hand in leicht ſchüttelnder
W über das Beet bzw. über die Rillen in der Längsrichtung
derſelben führt, dabei eine gebückte Stellung einnehmend, M daß
bei Breitſaat die Hand etwa in 70 Zentimeter Höhe, bei Reihen-
ſaat in 15 vis 20 Zentimeter Höhe über das Beet gleitet. Je
dünner die Ausſat erfolgen ſoll, deſto enger müſſen die Finger ge
ſchloſſen ſein, damit immer nur wenige Körner der Hand ent-
gleiten. Wem die Handfertigkeit fehlt, dem kann nur geraten wer-
den, ſich eine Samenkapſel zu beſorgen, die das Ausſäen weſentlich
erleichtert. Statt deſſen kann man auch ein rinnenartig gebogenes
Stück Papier, z. B. eine in dieſer Weiſe gebogene Poſtkarte, ver
wenden. Auch mit einer leeren Zündholzſchachtel läßt fich der
Samen ſehr gut ausſtreuen. Dieſe wird mit Samen gefüllt und ſo
weit geſchloſſen, daß eine kleine, der Größe des gauszuſäenden
Samens entſprechende Oeffnung bleibt. Nun nimmt man die
Schachtel ſo, daß die Oeffnung nach unten gerichtet iſt, und -bewegt
ſie leicht ſchüttelnd über das Bett. Um das Ausftreuen der feinen
Samen (Möhren, Zwiebeln uſw.) zu erleichtern, iſt ein Vermiſchen
mit feinem Sande zu empfehlen. Größere Samenkörner wieder, wie
Erbſen, Bohnen, rote Beten, Zuckerrüben uſw., werden von Unge-
übten beſſer einzeln in die Rillen gelegt. Sollten trotz alledem
Ausſaaten zu dicht ausgefallen ſein, ſo ſind die Pflänzchen bald
nach dem Entkeimen zu verziehen.

Der Reihenabſtand wie auch der Abſtand der Pflanzen in den
Reihen iſt je nach Gemüſeart ganz verſchieden. Jn der Regel teilt
man das Gelände in 120 Zentimeter breite Beete ein und tritt
zwiſchen zwei Beeten einen fußbreiten Weg ab. Bei halbhohen
Erbſen genügt aber eine Breite von 80 Zentimetern und bei hohen
eine ſolche von 100 Zentimetern. Auf ein Beet kommen bei Erbſen,
ſoweit ſie geſtengelt werden, ſtets nur zwei Reihen, und zwar gibt
man den Reihen bei den halbhohen Sorten einen Abſtand von
30 Zentimetern, bei den hohen eine ſolchen von 40 Zentimetern. Nie
lege man drei oder mehr Reihen auf das Beet, denn die innern
Reihen werden von den äußern beſchattet und tragen daher nur an

f und Buſcherbſen Karweit höhere Srekr ein vierr
Beete ein, ſondern bepflangt die dafür beſtimmte Fläche in ununter
brochener Reihenfolge. Die Buſcherbſen erhalten einen Reihen
abſtand. von 40 bis 60 Zentimetern (letzteren Abſtand, wenn
Zwiſchenpflanzung geplant iſt; ar Märzüberſicht). Die Reihen der
Buſchbohnen erhalten einen Abſtand von 40 bis 50 Zentimetern;
ſchwach wachſende Sorten, wie Alpha, Saxa, Juni uſw., erhalten
den engern; ſtark wachſende, wie Hinri Rieſen, hochſtaudige
Schlachtſchwert und ſo weiter, den größern Abſtand. Jn den Reihen
werden die Bohnen in Abſtänden von 30 bis 40 Zentimetern tuffweiſe zu je drei Bohnen in ein Loch gelegt. Stangenbohnen erhalten

einen Abſtand von 60 mal 60 Zentjmetern; um jede Stange werden
fünf Bohnen gelegt. Auch die Büſcherbſen können in Tuffs von
25 Zentimetern Abſtand mit je fünf Erbſen gelegt werden. Jm all

gevwieinen aber legt man Erbſen in fortlaufender Reihe mit einem
Abſtand von 2 Zentimetern von Erbſe zu Erbſe. Bei Gurken legt
man nur eine Reihe auf das Beet, wobei der Beetrand mit Früh
gemüſe (Salat, Kohlrabi) beſetzt wird. Spingt und Möhren er
halten einen Reihenabſtand von 15 Zentimetern, Rote Beten
25 Zentimeter, (werden ſpäter auf 15 Zentimeter verzogen), Rettich
15 Zentimeter (auf 8 bis 10 Zentimeter verziehen), Radies 10 Zenti-
meter, Zwiebeln 20 Zentimeter (auf 5 bis 8 Zentimeter verziehen),
Mairüben 20 Zentimeter (auf 8 bis 10 Zentimeter verziehen, Man
gold 25. Zentimeter, Schnittkohl 12 bis 15 Zentimeter oder breit-
würfjg 12 Gramm auf das Huadratmeter), Schwarzwurzeln
25 Zentimeter. Soweit die Beete mit Pflängzlingen beſetzt werden,
ſind folgende Akſtände zu wählen: Spitzkohl, früher Wirſing, Weiß-
kohl ünd Blätterkohl 40 mal 40 Zentimeter (erſterer iſt der Abſtand
der Reihe, letzterer der der Pflanzen in den Reihen), früher Rot-
und Blumenköhl 50 mal 50 Zentimeter, ſpäter Weiß, Rot-,
Wirſing- und Blumenkohl 60 mal 60 Zentimeter, früher Kohlrabi
30 mal 20 Zentimeter, Sellerie 45 mal 40 Zentimeter, Porree
25 mal 15 Zentimeter, Steckzwiebeln und Schalotten 15 mal
12 Zentimeter, Neuſeeländer Spinat 60 mal 60 Zentimeter, Rhar-
barber 100 mal 100 Zentimeter, Tomaten 80 mal 60 Zentimeter,

Kartöffeln, frühe 45 mal 35 Zentimeter, ſpäte 50 mal 40 Zenti-
meter. Die Puffbohnen werden vorteilhaft als Einfaſſung von Kar-
toffelfeldern, Gurkenbeeten uſw. verwendet, oder man pflanzt ſie
aüch auf Beete in Abſtänden von 40 mal 15 Zentimetern, aber nie
mehr als zwei Reihen zuſammen. Den Zuckerrüben gibt man einen
Abſtand von 40 mal 20 Zentimetern. Man legt den Samen tuff-
weiſe, und zwar je 3 bis 4 Körner; ſpäter ſind die Tuffs zu ver
ziehen und iſt nur die kräftigſte Pflanze ſtehen zu laſſen. Als be
ſonders zuckerreiche Sorten ſind die weiße ſchleſiſche und die
Jmperial-Zuckerrübe zu empfeheln.
Von allen Gemüſearten, von denen wir in geſchützten warmen
Lagen bereits im März Ausſaaten machten, wie Paüffbohnen,
Erbfen, Spinat, Zwiebeln, Möhren, Schwarzwurzeln, Radies,
Paſtinaken, Kopfſalat, Gartenkreſſe und Gewürzkreuter, kkönnen
jetzt weitere Ausſaaten ausgeführt werden. Weiter können wir
jetzt ausſäen: Mangold, Rettich und Endivien, und auf Saatbeete
die verſchiedenen Kohlarten wie Weiß, Wirſing-, Rot, Blumen und
Roſenkohl, Kohlrabi und Ende des Monats Blätterkohl und Steck
rüben und in geſchützten Gärten die erſten Buſchbohnen. Auch Rote
Beten werden erſt Ende April ausgeſät; bei früher Ausſaat werden
die Rüben zu dick; dicke Rüben ſind aber weniger zart, wie ſie auch
in der Farbe zu wünſchen übrig laſſen.

S e z

Amtliche

Bekanntmachung.
Nach Maßgabe der Beſtimmungen des Preuß. Lan-

desamts für Nährmittel und Erer vom 24. Januar 1918
wird die Verordnung über den Verkehr mit Eiern im
Stadtbezirk Halle vom 39. Januar 1918 auf Grund der
Verordnung des Stellvertreters des Reichskanzlers über
Eier vom 12. Auguſt 1916 (Reichs-Geſesbl. S. 927) bzw.
24. April 1917 (Reichs-Geſegbl. S. 374) und der Preuß.
Ausführungsan weiſung vom 24. Auguſt 1916 zu dieſer
Verordnung wie folgt abgeän dert.

l. S 2, Abſ. 2, Satz 2 und 3 lauten künftig:
Unentgeltlich dürfen Geügelhalter Eier nur ab

geben an ihre HaushaltsengeWörigen. Als Haushalts-
angehörige im Sinne des 82 gelten nur diejenigen
Perſonen, die im Haushalt des Geflügelhalters voll
ſtändig beköſtigt werden und in ſeiner Wohnung unter
gebracht ſind, mit Ausnahme der Krregsgefangenen und
Saiſonarbeiter. Die Saiſonarbeiter werden aber den
Verſorgungsberechtigten gleichgeſtellt. Jede ſonſtige
entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe von Eiern, ins
beſondere auch die Ausfuhr von Eiern aus dem Stadt
bezirk, iſt den Geflügelhaltern verboten. ß
II. S 2, Abſ. 3 betr. Genehmigung des Magiſtrats zur

Abgabe von Bruteiern erhält folgenden neuen
uſatz:Zu Genehmigung wird im Rahmen des Miniſterial-

erlaſſes über den Verkehr mit Bruteiern vom 15. Ja-
nuar 1917 (Nr. 3 des Miniſterialblattes der Handels-
und Gewerbeverwaltung vom 3. Februar 1917 S. 30)
erteilt. Die dort vorgeſchriebenen Auſzeichnungen über
die Verkäufe von Eiern zu Brutzwetken ſind zunächſt
Ende Juni 1918 dem Verwalter der Eierſammelſtelle
für den Stadtkreis Halle, Oberſekretär Schachtzabel,
Wagagegebäude, Büro l, vorzulegen.
III. S 5 lautet künftig:

Die Hühnerhalter haben eine beſtimmte Zahl Eier
als Mindeſtmenge im Jahre abzuliefern. Dieſe Menge
iſt durch die Provinzialeierſtelle für den Stadtkreis Halle
für die Zeit vom 1. Februar 1918 bis 31. Jannar 1919
auf 122310 Stück feſtgeſetzt. Die Zahl der von den
einzelnen Geſflügelhaltern abzuliefernden Eier richtet ſich
nach der Zahl ſeiner Legehühner unter Berückſichtigung
der 421 ſeiner Haushaltsangehörigen.

ringen die Halleſchen Geflügelhalter die für den
Stadtkreis Halle feſtgeſetzte Anzahl von Eiern nicht
durch freiwillige Ablieferungen gemäß Z 2 auf, ſo können
die fehlenden Mengen auf die Geflügelhalter des Stadt
kreiſes nach Maßgabe der Geflügelzahl umgelegt werden;
alsdann ſind die Geflügelhalter zur Lieferung der um
gelegten Mengen ohne Rückſicht auf den eigenen Bedarf
verpflichtet.
IV. s 8, Abſ. 1 lautet künftig:

Als Selbſtverſorger gelten die Geflügelhalter nebſt
ihren Haushaltangehörigen. (Vergl. 8 2, Abſ. 2,)
V. 11 lantet künftig:

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmung dieſerVerordnung werden, ſoweit ſie nicht gemäß der Kerord

nung gegen den Schleichhandel vom 7. März 1918 höheren
Strafen unterliegen, nach 8 17 der Verordnung über
Eier vom 12. Auguſt 1916 (Reichs-Geſetzbl. S. 927) und
der ergänzenden Strafbeſtimmung der erordnung vom
24. April 1917 (Reichs-Geſetzbl. S. 374) mit Gefängnis
bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10000 M.
oder mit eiuer dieſer Strafen beſtraft; neben der Strafe
kann auf Einziehung der Eier oder der verbotswidrig
hergeſtellten Erzeugniſſe, auf die ſich die ſtrafbare Hand
lung bezieht, erkannt werden, ohne Unterſchied, ob ſie
dem Täter gehören oder nicht.
VI. J 12 lautet:

ieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Mit dem gleichen Tage verlieren
die durch die neuen Vorſchriften abgeänderten Beſtim
un er Verordnung vom 30, Januar 1918 ihre
Gät
L9lle, den 6. April 1018. Der Magikrat,

Bekanntmachung
betreffend die Meldepflicht der Militär

pflichtigen.
Militärpflichtige, welche nach Anmeldung zur Re-

krutierungs-Stammrolle im Laufe eines ihrer Militär-
pflichtjahre ihren dauernden Aufenthalt oder Wohnſitz
verlegen, haben dieſes behufs Berichtigung der Stamm-
rolle ſowohl beim Abgange der Behörde oder Perſon,
welche ſie in der Stammrolle aufgenommen hat, als auch
nach der Ankunft an dem neuen Orte derjenigen, welche
daſelbſt die Stammrolle führt, ſpäteſtens innerhalb dreier
Tage gemäß S 25 Ziffer 9 der Deutſchen Wehrordnung
zu melden.

Dieſer Vorſchrift hat, wie feſtgeſtellt, in zahlreichen
Fällen nicht genügt worden. W.Diejenigen Militärpflichtigen(Geburtsjahrgänge 1898
und ältere), die eine endgültige Entſcheidung über ihre
Dienſtverpflichtung noch nicht erhalten haben, aus anderen
Aushebungsbezirken zugezogen ſind, ſich aber noch nicht
zur RekrutierungsStammrolle angemeldet haben, werden
hierdurch aufgefordert, die Anmeldungen unverzüglich
im Stadthaus, Eingang Schmeerſtraße 1, II, Zimmer 18,
während der Dienſtſtunden von 8--1 Uhr vormittags und
von 3--6 Uhr nachmittags nachzuholen.

Die Anmeldungen zur Rekrutierungs- Stammrolle
werden durch die polizeilichen Anmeldungen nicht erſetzt;
ſie ſind vielmehr beſonders und perſönlich zu bewirken.

Wer die vorgeſchriebenen Meldungen zur Stamm-
rolle oder zur Berichtigung derſelben unterläßt, wird
nach S 25 Ziffer 11 der Deutſchen Wehrordnung mit
Geldſtrafe bis zu 30 Mark oder mit Haft bis zu drei
Tagen beſtraft.

Halle, den 4. April 1918.
Der Zivil- Vorſitzende der Erſatz- Kommiſſion Halle

EStadtkreis).

TIrch habe heute eine Bekanntmachung, betveffend Be
ſchlagnahme, Beſtandserhebung und Höchſtpreiſe von
Lumpen und neuen Stoffabfällen aller Art Nr. W. IV.
900/4. 18. K. R. A. erlaſſen.

Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen
und in ortsüblicher Weiſe veröffentlicht worden.

Magdeburg, am 9. April 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des [V, Armeekorps:
Sontag,

Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 10. April 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr Nr. 7051--7170, um 10 Uhr Nr. 7411--7530,
4 „x7171 7290, 11 75931 7650.5 7291- 7410,

Halle, am 8. April 1918.

(10s2

Der Magiſtrat.

Städtiſches Solbad

Wittekinòö
Die Bäder weröen von 7 Uhe morgens
bis 12* Uhr mittags u. von 2 dis 7 Uhr
1081] na ags verabr
Fernruf für Bäderbeſtellung Ur. 2675.

den äußern Spitzen Schoten; es bringen alſo zwei zweireihige Beecte

Alte Promenadeſſa

Fernruf 5738.
IVCCCCCCC(CCCCEMuu
Das Spic mit dem u.
Eine mysteriöse Geschichte

in 5 Akten.
IDDMMEINIINIMIII

Lustspiel in 1 Akt.

un Leip
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Nach zWanziq Jahren.
Ein Kriminalfall in 3 Akten.

Die Sonnenfinsternis
in Kakalaua,. los

Filmschwank in 2 Akten.

Zeichnungen auf die 8. Kriegsanleihe,
wofür wir je nach der Höhe der Zeichnung Freikarten

ziger Straße 88
Fernruf 1224.

gewähren, werden an unseren Kassen entgegengenommen.

„Schmelzers Höhe
Elchendorffstr. 19

Ausſchank des beliebten Hackerbräu, München,
und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.

Familienverkehr Treffpunkt für Skater.
Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein

Familie Fr. Emmer.

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer

vor dem J Friedensckholm am 6. Juli 1817 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
S Aus dem Van heben wir hervor:
Die imperialiſtiſchen de eEntente als Weliverteilungsſyndlkat. Die Politik
der Zentralmächt kreiſung Deutich derhe der Fefahr für Deut

h ver e burg lebe Sre iſt auch durau beziehen. Der Vreis beträgt I. Keendiung

Zu beziehen durch dieSeiten iuhinhan, ir. brntat. 7

Jadh-honſtf
Mittwoch, 10. April 1918

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr

könig für einen Tag.
Komiſche Oper von Adam,
Donnerstag: Totentanz.

Zoo
Beicher lierdestann.

Donnerstag, 11. Aprilabenas ihr.
besbllohoftskun

vom [1084
Stadttheater-Orchester.

Lumpen, Knochen,
Eisen, Metalle, Papier
kauft

An Bode jun. an

Die Glocke
Hozialiſtiſch. Wochenſchau

Heft 30 Pf., ß
im Abonnement viertel-

jährlich 3.50 M.,
empfiehlt die

Buchhölg. volkeſtimme,

Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

Als Schneidermeister
empfiehlt für alle vorn e wieauch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.
ö. heinſaih à dohn,
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x Nr. 82. Halle, Dienstag den 9. April 1918.

Beilage zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 9. April 1918..

JnduſtrieVerſorgungsgentralen.
um Abbau des Schleichhandels induſtrieller Werke

Jn Dortmund tagte kürzlich eine Arbeitervertreterkonferenz
aller Richtungen, die ſich mit dem Abbau des Schleichhandels der
induſtriellen Werke beſchäftigte. Außer den Reichstagsabgeordneten
des rheiniſch weſtfäliſchen Jnduſtriegebietes und verſchiedenen Kom
prunalbeamten war auch Unterſtaatsſekretär Dr. Müller anweſend.
Dr. Müller eröffnete den Anweſenden in ſeiner Anſprache die Aus-
ſicht, daß in den letzten Monaten vor der neuen Ernte eine Herab-
fetzung der Rationen für die großſtädtiſche Bevölkerung und die
Jnduſtriezentren wahrſcheinlich vermieden werden könne. Den
Schleichhandel radikal aus der Welt zu ſchaffen, das ſei ſolange un
möglich, wie man nicht neben jeden Bauer einen Gendarm ſtellen
könne. Die induſtriellen Werke hätten an dem Schleichhandel einen
rieſigen Anteil. Das müſſe aufhören, wenn auch dieſer Schleich-
handel in der Hauptſache im Jntereſſe der Werksarbeiter. betrieben
werde. Dadurch ſollen aber die Arbeiter nicht benachteiligt werden.
Der größeve Nahrungsmittelbedarf der Schwerarbeiter werde nach
wie vor beſchafft werden, und zwar jetzt durch neugeſchaffene Jndu-
ſtrieVerſorgungsZentralen, denen beſtimmte Mengen Nahrungs
mittel für die induſtriellen und Rüſtungsarbeiter zur Verfügung
geſtellt würden. Allerdings werde dieſer oder jener Arbeiter nach
dem Abbau des Schleichhandels weniger erhalten als bisher, dafür
werde aber eine gewiſſe Einheitlichkeit in der Verteilung einge-
dauſcht. Dr. Müller warnte noch vor übertriebenen Hoffnungen aus
der Zufuhr aus der Ufkraine.

An die Ausführungen des Unetrſtaatsſekretärs ſchloß ſich eine
Kusſprache, in der von verſchiedenen Arbeitern darüber Klage ge
führt wurde, daß große Werke mit den Erträgniſſen ihres Schleich-
handels die Mitglieder der Werkvereine beſonders begünſtigt habe.
Auch hätten die Beamten der Werke und zahlungsfähige Bürger in
un verhältnismäßig hohem Maße daran partigzipiert. Manche Unter
nehmer hätten verſucht, die Beſeitigung des Schleichhandels agita-
toriſch gegen die ſozialdemokratiſchen Arbeitervertreter auszubeuten.
Genoſſe Sachſe wies darauf hin, daß an dem ganzen Treiben in
erſter Linie die halben Maßnahmen des Kriegsernährungsamts die
Schuld tragen. Ernähvungskommiſſar Peters arbeitete mit dem be
rühmten „Schlüſſel“, der in der Verſorgung bisher eine ſo unheil-
volle Rolle geſpielt. Dieſer Schlüſſel ſei jetzt ſo vervollkommnet, daß
er den Jnduſtrieverſorgungsſtellen die Nahrungsmittelmengen zur
Verfügung ſtellt, die notwendig ſind, um die Arbeiter, die bisher
mit Schleichhandelsware von den Werken verſorgt worden ſind, zu
friedenzuſtellen. Bemerkenswert war das Eingeſtändnis des Er
nährungskommiſſars: „Gewiſſermaßen unmoraliſch ſind wir doch
alle, Ehe einer mit ſeinen Kindern hungert, läßt er fünf gerade
ſein. Es gebe in Deutſchland wohl kaum einen Menſchen, der vom
Schleichhandel noch nichts Beſonderes bekommen habe, „von den
Prüdern da oben in Berlin bis herunter zu den Arbeitern.“ Der
Miniſter muß es ja wiſſen

Die Ausgeſtoßenen.
Die Dresdner Volkszeitung ſchreibt:
Vohl alle Kriegsbeſchädigten, die ſchwer verwundet oder

erkrankt aus dem Felde zurückkehren, ſind bedauernswert. Gilt es
doch nicht nur für ſie, ſich in ihren alten Wirkungskreis wieder hinein
zuarbeiten oder ſich einem neuen anzupaſſen, ſondern die Mehrzahl von
ihnen ſteht auch vor der Lebensfrage: Wie ſchaffe ich mir eine neue

iſtenz, eine neue Sicherung für meine ar ſo daß ich nicht imAlle das karg bemeſſene Gnadenbrot zu eſſen brauche? Am ſchwerſten
betroffen iſt der an epileptiſchen oder ſonſtigen Anfäl-
len, welche häufig als Folgen eines Kopfſchuſſes oder Nervenleidens
mehr oder weniger heftig auftreten, leidende Kriegsbeſchädigte.

Aus Angſt vor der langen, bangen Arbeitsloſigkeit verſchweigt er
zumeiſt beim Antritt einer Stelle dem Arbeitgeber ſein Leiden, das ihm
ſehr häufig auch gar nicht anzumerken iſt. Sind es doch oft große,

baumſtarke Männer von geſundem, blühendem Ausſehen, denen niemand
Anfälle zutrauen würde. Sinkt er dann plötzlich wie eine gefällte Eiche
zu Boden, ſteht alles ratlos da. Und der Arbeitgeber? Er hat das

echt, den Arbeiter, da derſelbe ihm ſein Leiden verſchwiegen hat, auf
der Stelle zu entlaſſen. In d meiſten Fällen wird dies auch geſchehen.
Es wird ſich wohl ſchwerlich ein Arbeitgeber finden, der einen Mann,
welcher ihm bei ſeiner Einſtellung ſagt, daß er an häufig auftretenden
Krampfanfällen leidet, einſtellt. Denn gerade in der heutigen Zeit der
wilden Haſt im Arbeitsſaal iſt es für einen Arbeitgeber, der wirklich
den guten Willen zeigen würde, einen mit Krämpfen behafteten Kriegs
beſchädigten einzuſtellen, unmöglich, ihm dauernde Arbeit zu geben.

Ausgeſchloſſen iſt es ſchon, einen ſolchen Kriegsbeſchädigten an
einer Maſchine zu beſchäftigen. Außerdem ſind in der Kriegsinduſtrie
zum großen Teil Frauen und Mädchen beſchäftigt. Unter dieſen würde
ein jedesmaliger Anfall des Kriegsbeſchädigten die größte Verwirrung
hervorrufen. Namentlich in der heutigen übernervöſen Zeit.

Alſo der Kriegsbeſchädigte, der draußen an der Front ſeine Geſund-
heit gelaſſen, wandert jetzt in der Heimat umher, von einer Stätte zur
andern, im Nacken ein bleiſchweres Gewicht, die Sorgel Wenn
auch, was gern anerkannt werden ſoll, von ſtaatlicher Seite manches
getan wird und auch die private Fürſorge und Wohltätigkeit nach Mög
lichkeit einſpringt, eins iſt dem Kriegsbeſchädigten nicht wiedergegeben,

das Recht auf Arbeit! Seine Luſt am Schaffen und Streben und
7 erhebende Gedanke: Du biſt imſtande, ſelbſt für deine Familie

n.

At es da nicht Pflicht des Reiches, durch Scha fung ſtaatlicherWerkſtätten helfend einzugreifen? Wäre es nicht ver e Rencken

in großen, gut gelüfteten Räumen, deren Boden mit einer weichen Maſſe
bedeckt iſt, mit der Herſtellung irgendwelcher Sachen zu beſchäftigen?
Die Kriegsbeſchädigten müßten alsdann nach ihren Leiſtungen entlohnt
und die Rente ſo bemeſſen werden, daß Arbeitsverdienſt neben Rente
ausreichenden Lohn geben würden. Neben fachmänniſchen Aufſichts
perſonen müßten Spezialärzte die Leiter dieſer Werkſtätten ſein. Die
Befürchtung, daß Anfällke des einen Kriegsbeſchädigten auf die andern
anſteckend wirken würden, dürfte doch wohl nicht maßgebend ſein.

Bei richtiger Organiſation, frei von aller Schematiſierung und allem
Bureaukratismus, dürfte ein ſolches Unternehmen wohl das Richtige
fein, um den Aermſten der Armen wiederzugeben; was iSelbſtvertrauen! do nen gehe

HöchſtpreisNebertretungen. Nach Mitteilung des Erſten
Amtsanwalts iſt gegen den Obſthändler Karl Laue, Merſeburger
Straße 5, durch rechtskräftigen Strafbefehl des Amtsgerichts wegen
Ueberſchreitung des Höchſtpreiſes für Möhren eine Geldſtrafe von
75 M. oder 15 Tage Gefängnis feſtgeſetzt worden. Die verehelichte
Berta Pflug geb. Block, Anhalter Straße 3, hat durch rechtskräftigen
Strafbefehl wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für Aepfel eine
Geldſtrafe von 25 M. oder 5 Tage Gefängnis erhalten.

Die Räude der Pferde iſt neuerdings in größerer Verbreitung
aufgetreten. Sie ſcheint hauptſächlich durch kriegsunbrauchbare
Dienſt und Beutepferde aus dem Auslande eingeſchleppt und nicht
überall rechtzeitig erkannt und zur Anzeige gelangt zu ſein. Der
Regierungspräſident bringt daher erneut in Erinnerung, daß der
Polizeibehörde unverzüglich Anzeige zu erſtatten iſt, wenn Pferde
an der Räude oder unter räudeverdächtigen Erſcheinungen erkranken.
Unterlaſſung oder Verzögerung der Anzeige iſt ſtrafbar. Die Räude
iſt eine Hautkrankheit, die durch kleine, mit bloßem Auge nicht ſicht
bare Tierchen Milben verurſacht wird. Bei dem Pferde ſind
zwei Arten der Räude anzeigepflichtig. Beide Räudearten ſind
kenntlich an der Bildung kleiner, haarloſer, kahler Herde auf der
Haut, die ſpäter zu größeren, kahlen, mit Kruſten und Borken be
ſetzten Stellen zuſammenfließen können. Bei der einen Räudeart
beginnt die Erkrankung der Haut in der Regel am Kopfe, am Halſe,
an den Schultern, der ſeitlichen Bruſtwand, oder in der Sattellage.
Die andere Art tritt an den mehr geſchützten Hautſtellen, am
Grund der Mähne unter dem Schopfe, am Schweife, im Kehlgange
und an der Jnnenfläche der Hinterſchenkel auf. Gemeinſames Merk
mal beider Räudearten iſt heftiger Juckreiz, der die Tiere zum
Scheuern und Benagen der erkrankten Hautſtellen veranlaßt. Die
Uebertragung der Räudemilben auf geſunde Pferde erfolgt entweder
unmittelbar von erkrankten Pferden oder durch Zwiſchenträger (Stall-
einrichtungsgegenſtände, Stallgeräte, Beſpannungsgeſchirre, Reit-
er Putzzeuge, Decken, Kleider des Warteperſonals uſtv.). Er
rankte Pferde müſſen alsbald dem Heilverfahren eines Tierarztes

unterworfen werden. Jm Umgang mit räudekranken Pferden iſt
Vorſicht geboten, da eine der beiden Räudearten auf den Menſchen
übergehen und einen juckenden Hautausſchlag hervorrufen kann.

Auf die 8. Kriegsanleihe ſind bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe bis
6. April in 1640 Poſten 11 120 000 M. gezeichnet worden.

Das ſtädtiſche Solbab Wittekind iſt Anfang dieſes Monats
eröffnet worden, und es haben ſich auch bereits ſchon Badegäſte ein
gefunden. Von neuem ſtrömt die Sole den Wannen zu und ent-
faltet ihre Heilwirkung bei verſchiedenen Erkrankungen. Beſonders
finden ſkrofulöſe und ſchwächliche Kinder, kranke Frauen, Rheumo
tiker, Gicht- und Hautkranke durch den Gebrauch der Solbäder in
Wittekind Heilung und Linderung ihrer Leiden. Ein erfreuliche
Zeichen dafür, daß das ſo lieblich gelegene Bad Wittekind von ſeiner
Bedeutung als Heilbad nichts verloren hat, beweiſt die Zahl der
Bäder, die in den letzten Jahren ſtetig geſtiegen iſt.

Bröfchen mit Mäuſeſchmutz! Die Bäckermeiſtersfrau Htn. und
ihr Vertreter, der Bäckermeiſter Moritz Be., in Halle hatten je einen
Strafbefehl über 20 M. erhalten, weil ſie gegen das Nahrungsmittelgeſetz
verſtoßen haben ſollten. Infolge ihres Einſpruches kam die Sache am
Sonnabend vor dem Schöffengericht zur Verhandlung, die folgende
ergab: Eine Kundin hatte gegen eine Brotmarke ſechs Brötchen gekauft,
ſie aber zurückgebracht, weil ſie ſämtlich Mäuſeſchmutz enthielten. Die
Verkäuferin hatte die Brötchen aber nicht zurücknehmen und die
Brotmärke nicht wieder herausgeben wollen, weil ſie ſich ſchuldlos fühlte
und der Kundin gegenüber ar ets der Mäuſeſchmutz müſſe ſchon im
Mehl vorhanden geweſen ſein. Da Frau H. die Käuferin ſelbſt an die
Polizei verwies, ſo wurde dieſer die Sache übergeben, weiterhin dann
das ſtädtiſche Nahrungsmittelamt, deſſen Direktor bekundete, daß die
Brötchen ein ekelerregendes Ausſehen geboten hätten, und
daß Mäuſedreck in erheblicher Menge darin vorhanden ſei. Ein gericht-
lich vereidigter Sachverſtändiger hatte dann die in Rede ſtehende Bäckerei
beſucht und dabei feſtgeſtellt, daß ſich dort dem Backofen gegen-
über ein Bretterverſchlag befunden habe, in dem zur Zeit Schweine
untergebracht waren Frau H. hatte auf Vorhalt erklärt, die Schweine
würden in etwa 14 Tagen wieder entfernt werden, wenn der Schweine
ſtall geräumt ſein werde. Die Angeklagten behaupten ferner, daß dasMehl vor dem Verbrauche ſtets dechgeſebt würde, es ſei ihnen daher

ein Rätſel, woher der Schmutz in die Brötchen gekommen ſei. Die
Amtsanwaltſchaft beantragte, es bei der im Strafbefehl ausgeſetzten
Strafe von 20 M. zu belaſſen, die Angeklagten hätten an dem Tage
das Durchſieben vielleicht unterlaſſen, jedenfalls fahrläſſig gehandelt und
nicht die nötige Sorgfalt walten laſſen, die von einem Bäcker verlangt
werden müſſe. Das Gericht ſchloß ſich den Ausführungen an und gab
dem Einſpruch keine Folge.

Die Stkädte-Feuerſozietät der Provinz Sachſen hat ſoeben einen
vorläufigen Bericht über die Verwaltungsergebniſſe für 1917 erſcheinen
laſſen, wonach der Rechnungsabſchluß, wie im Vorjahre, ſehr günſtig
ausgefallen iſt. Die Verſicherungsſumme hat ſich um 216 Millionen M.
auf 2429 Millionen M. erhöht. Von dem Zugange entfallen auf die
Feuerverſicherung 187, auf die 11 undauf die Waſſerleitungsſchädenverſicherung 18 Millionen M. Die außer-
gewöhnliche Höhe des Zuganges bei der Feuerverſicherung iſt haupt-
ſächlich auf die anhaltende Wertſteigerung aller Gegenſtände infolge der
Kriegsteuerung zurückzuführen. Die Schadenvergütungen beliefen ſich
auf 1234 220 M., 465 100 M. mehr als für das Jahr 1916 mit 769 120
Mark. 18 Brände mit mehr als 10 000 M. im einzelnen Falle in
Summa 810 450 M. haben 1917 h Zur Förderung des
ällgemeinen Feuerſchutzes und weiteren Ausgeſtaltung des 7ä
weſens ſowie für öffentlich Zwecke wurden 42 290 M.
verausgabt. Auf die erſten ſieben Kriegsanleihen hat die Sozietät
18 Millionen M. gezeichnet.

Dekoralionsſtoffe für Kleidungsſtücke. Nach einer Mitteilung, die
der Reichsbekleidungsſtelle zugegangen iſt, ſollen ſich im Beſitz zahlreicher
größerer Vereine erhebliche Mengen von Stoffen befinden, die noch aus
der Friedenszeit ſtammen, für Saaldekorationszwecke beſtimmt waren
und jetzt nutzlos aufbewahrt werden, vielfach auch dem Verderben an
heimfallen. Unter dieſen Stoffen werden ſich vielfach auch ſolche befinden,
die für Bekleidungszwecke verwendet werden können. Es wird den Kom
munalverbänden deshalb anheimgeſtellt, mit den in Frage kommenden
Vereinen ihres Bezirkes wegen Uebernahme dieſer Stoffe für ihre Alt-
bekleidungsſtellen in Verbindung zu treten.

Noch nicht gelandet. Am Mittwoch voriger Woche, hat be
kanntlich ein anſcheinend dem Arbeiterſtand angehörendes Mädche
im Alter von 20 bis 22 Jahren gegenüber der Schankwirtſchaf!
Felſenburgkeller Selbſtmord durch Ertränken verübt. Da es noch
nicht gelandet worden iſt, ſei nachſtehend ſeine Beſchreibung gegeben.
Es iſt etwa 1,65 Meter groß, trägt ſtarkes, dunkles Hacr, modern
gemacht, ohne Kautz, hat blaſſe Geſichtsfarbe, hohe Stirn, hellbraune
Augen, mittlere Ohren, rundes Kinn und trägt einen ſchwarzen Rocr
dunkle Bluſe, ſchwarze Halbſchuhe und ſchwarze Strümpfe. Ein

elb- und grünkariertes Jackett und ein ſchwarzer Regenſchipm der
Toten liegt bei der Kriminalpolizei, Zimmer 72, zur Anſicht aus.
Wer über die Tote Auskunft geben kann, wird gebeten, ſich alsbald
bei der Kriminalpolizei, Zimmer 72 oder 73, zu melden.

Handel und Wandel.
7] Von F. W. Hackländer.

Das erſte, wozu mir Philipp Anleitung gab, war das
sdle und notwendige Geſchäft des Tütenmachens, und da
ich die Anfangsgründe desſfelben bereits bei meiner Tante
erlernt hatte, ging mir die Arbeit raſch von der Hand. Jch
merkte mir ſchnell die verſchiedenen Größen und Formen,
die im Reißmehlſchen Geſchäft gang und gäbe waren, und
als der Prinzipal um ein Uhr in das Ladenſtübchen trat,
um uns zum Mittageſſen abzurufen, war er ſichtlich erfreut
über meine reißenden Fortſchritte und verſicherte, ich würde
mich bald in das Praktiſche eingeſchoſſen haben.

Bei der Mittagstafel wurde ich der dritten Perſon des
Hauſes, der Schweſter unſeres Prinzipals, der Jungfer
Barbara Reißmehl, vorgeſtellt, die ich ſchon von ihrem täg-
lichen Erſcheinen am Gartenfenſter her bannte. Dieſe gute

war über die Blüte ihres Lebens hinaus, und von
der Friſche und Regſamkeit der Jugend war ihr nichts ge
blieben, als eine Lebendigkeit der Sprachorgane, die in Er-
ſtaunen ſetzen konnte. Sie war äußerſt liebenswürdig gegen
mich, und während ſie ihre Suppe verzehrte, erzählte ſie
mir von meiner Großmutter, von allen meinen Tanten und
von einer Menge anderer Perſonen, die als Staffage dieſer
Geſchichte dienten. Der Pringipal dagegen war bei Tiſche
äußerſt ſchweigſam, was mir keinen übeln Begriff von ſeinem
Verſtand gab, oder von ſeiner Güte gegen uns. Hätte er
auch erzählt, wie Jungfer Barbara, ſo würden wir ſchwerlich
einen Biſſen hinunterbekommen haben; denn der Anſtand
erforderte es doch, wenn ſie in ihrer Erzählung an einen wich
igen Moment kam, was leider gar zu oft geſchah, daß wir

r und Gabel ruhen ließen, um aufzuhorchen. Philipp
machte es wenigſtens ſo und ſaß faſt das halbe Mittageſſen
über aufmerkſam lauſchend, mit offenem Maule da; ein Be
nehmen, wodurch er ſich offenbar in der Gunſt Barbaras feſt

eſeht hatte. Jch bin aber noch heutigentags des Glaubens,
eben hierdurch ſeine Magerkeit täglich zunahm.

Nach dem Eſſen wünſchte Philipp dem Prinzipal und
Jungfer Barbara eine geſegnete Mahlzeit, ich tat desgleichen,
Und wir zogen uns zurück. Der Nachmittag wurde dazu

er ferner ins Praktiſche einzuſchießen,e ich Lene Werken ſchöne und nützliche Dinge, als:

Oel und Eſſig ausmeſſen, wobei mir aber ein kühner und
geſchickter Handgriff Philips, um die vom Maß abträufelnde
Flüſſigkeit wieder in den Trog zu ſtreifen, nicht gleich ge
lingen wollte. Auch lernte er mich, wie man Kaffee, Zucker
uſw. abzuwiegen habe, ohne die Kunden zu boeinträchtigen
und dem Prinzipal zu ſchaden. Während dieſer Lektion ver
ſchwand einmal mein junger Vorgeſetzter in das Neben-
zimmer, wo wir geſpeiſt hatten. Dann hörte ich zuweilen
die Stimme der Jungfer Barbara leiſe ſprechen, und mein
feines geübtes Ohr vernahm deutlich das Geklapper von
Taſſen, ein Geräuſch, das zu ſüßen Hoffnungen berecchtigte,
die aber wenigſtens für mich nicht in Erfüllung gingen.
Philipp dagegen ſchien der Jungfer Barbara eine Kaffee
viſite gemacht zu haben, denn obgleich er ſich bei der Zurück-
kunft mit dem obern reinlichen Teil ſeines Ueberärmels das
Geſicht tüchtig wiſchte, konnte er doch einige braune Flecken
nicht vertilgen, die ſich in ſeinem langen faltigen Mund-
winkel feſtgeſetzt hatten. Natürlich verdroß mich dieſe Ver-
nachläſſigung meiner Perſon, da ich obendrein heute noch
als Gaſt betrachtet werden konnte. Da bemerkte ich aber
zu meiner großen Verwunderung, daß der gute Prinzipal
ebenſowenig zum Kaffee geladen wurde, oder überhaupt
welchen erhielt, wie ich; vielmehr erklärte ihm ſpäter Jungfer
Barbara auf ſeine Frage ins Nebenzimmer hinein, ob heute
Kaffee bereitet würde, ſie habe keine Zeit. O weh! in mir
ſtiegen ganz ſonderbare Jdeen auf, und wenn ich in Jungfer
Barbara alsbald eine mächtige Perſon erkannt hakte, fo
konnte ich nach dieſem Vorfalle nicht umhin, erſtaunt an
Philipp hinaufzuſehen. Welche enorme Talente und Kennt-
niſſe muß er beſitzen, um ſogar vor dem Pringipal einen
Vorzug zu erhallten!

Als es Abend wurde, gegen acht Uhr, zog der Herr Reiß-
mehl ſeine Schreibärmel und ſeine Jacke aus, die er hinter
ſeinem Pult an einen großen Nagel hing; ſeine Nachtmütze
ſetzte er einem kleinen ſteinernen Ungeheuer auf, das auf
dem Ofen ſtand, und das er dabei freundlich auf die Backen
klopfte, dann ſchloß er die Schreibſtube ab, warf ſich in das
Koſtüm, in dem er ſeine Gartenviſiten machte, ſetzte den
Hut ebenſo vornüber und vervollſtändigte dieſen Anzug durch
ein lIanges ſpaniſches Rohr mit ſilbernem Knopfe, worauf
er ſich bei Jungfer Barbarg beurlaubte, einen prüfenden
Blick im Laden umherwarf, hier und da eine Schublade
zudrückte. die etwas geöffnet war, oder ein Gefäß vorzog,

das zu weit nach hinten ſtand. Als er bei mir vorbeikam,
ſah er mich einen Augenblick durch ſeine Brille an, nickte
mit dem Kopfe und fragte, wie mir das Geſchäft gefalle.
Darauf blieb er unter der Ladentür ſtehen und rief den
Mops, die kleine Fanni, heraus, die auch herbeigewatſchelt
kam und den Prinzipal bis vor das Haus begleitete, dann
aber eilends zurückkehrte.

Philipp gab mir einige blechevne Oelmaße zu putzen,
und während ich dies Geſchäft beſorgte, verſchwand er ins
Nebenzimmer, von wo er erſt gegen neun Uhr wiederkehrte,
um mir Anleitung zu geben, wie die Läden des Gewölbes
zu ſchließen ſeien. Darauf holte er eine große kupferne
Lampe, zündete ſie an, und wir ſtiegen die Treppen hinauſ,
nachdem mir vorher im Laden ein frugales Abendbrot, ans
einem Butterbrot und einem Glaſe Bier beſtehend, vorgefetzt
worden war.

Ein Nachbar.
Das Reißmehlſche Haus war im Jnnern ebenſo unheim-

lich und finſter, wie es auf der Straße erſchien. Faſt kein
Zimmer lag mit dem anderen in gleicher Höhe; die Ge
mächer waren durch eine Menge kleiner Treppen, die bald
auf, bald ab führten, miteinander verbunden. Dieſe Trep-
pen waren alt, von braunem Holz mit geſchnitzten Lehnen
und krachten bei jedem Tritt. An jeder Wendung derſelben
waren überdies ſeltſam geformte hölzerne Figuren zu ſehen,
die einen ſo unerwartet bald anlachten, bald angrinſten,
daß es mir, als ich zum erſtenmal hinaufſtieg, nicht übelzu
nehmen war, wenn ich vor dieſen Geſtalten zurückfürhr, die
beim flackernden Lampenlichte zu leben und ſich zu bewegen
ſchienen. Was das Unheimliche noch vermehrte, waren kleine
runde oder eckige Fenſter, die faſt aus allen Zimmern auf
die Treppe gingen und beim Schein des Lichts wie dunkel
glänzende Augen ausſahen. Jch muß geſtehen, ich fürchtete
mich ein wenig; ich mußte immer an den ſteinernen Kerl
mit der langen Naſe draußen vor dem Hauſe denken, und
ich weiß nicht, wir mir die tolle Jdee kam, die mich die
ganze Nacht im Traume verfolgte, als haben die hölzernen
Fiquren mit jenem ſteinernen Soldaten, die früher im Hauſe
ſelbſt plaziert geweſen, in der Mitternacht Streit bekomme
und ihn vor die Tür geſetzt.

Fortſetzung folgt.



ſt. Bier oder Biererſatz?
wwüfunggsſtellen geſchrieben wird, in Zweifel worden,
unter 2 v. H. Stammwürzegehalt noch als Vier rechen ſei, oder
ob ſolche Getränke die Bezeichnung Biererſatz tragen n. Auf eine
derartige Anfrage des Preußiſchen Verbandes beamteter Nahrungs-
mittelchemiker hat der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamtes die
Antwort erteilt, daß nach dem Brauſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 und
den ſonſt n Beſtimmungen eine untere Grenze für den Stamm-

t von Bier nicht beſtehe. Die Notwendigkeit, das Bier nach

M 7 en habe er h t, d eheführung einer ſolchen unteren Grenze ehnt wurden. Vorausſetzung
für den Begriff Bier ſei lediglich, daß das Getränk nach
den im Brauſteuergeſetz vorgeſchriebenen Brauverfahren mit zuläſſi
a hergeſtellt werde. Derartige Getränke brauchten zur Zeit
als Biererſatz bezeichnet zu werden, ganz gleichgültig, welchen Stamm
würzegehalt ſie haben! Wohl bekomm's, das „Bier“!

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Trio- Abend im Stadttheater. Den Schluß der diesjährigen
Konzertſaiſon des Stadttheaters vildete dieſer „Trio-Abend“, der
ebenſo eigenartig wie erhebend war und deshalb einen würdigen
Abgang ſchuf. Zwar will ſolche intime Muſik nicht recht in ein ſo
großes Gebäude wie das Stadttheater paſſen, und es wird darum
eine Aufgabe der Theaterleitung ſein, der Kammermuſik eine gute
Pflegeſtätte in dem zukünftigen Halleſchen „Theater der Drei-
hundert“ zu verſchaffen. Aber darüber ließen die gebotenen
Leiſtungen bald hinwegſehen, um ſo mehr, als das Stadttheater dem
Konzert wenigens einen intimeren Rahmen durch ein ſzeniſches
Arrangement auf der Bühne gegeben hatte. Die Herren Adolf Buſch
Violine), Paul Grümmer (Cello) und Fritz Buſch (Flügel) ſpielten
je ein Trio von Beethoven, Reger und Schubert. Schon dieſe Zu-
ſammenſtellung hatte ihre Reize, denn ſo trat dem tragiſchen, aber
immer eine ſchöne, abgeklärte Linie innehaltenden Klaſſiker der ähn-
lich geartete, aber unruhiger, nervöſer entäußernde Moderne gegen-
irber, und zu ihnen wiederum ſtellte ſich der leichtere, fro tere,
lebensfreudigere Oeſterreicher in Gegenſatz, der eine glückliche Er
gänzung ſeiner beiden Kollegen bot. Noch wirkungsvoller aber war
die Darbietung dieſer Stücke. Alle drei Künſtler ſind techniſch gleich
vollendet, verfügen jedoch auch über die nötige ſeeliſche Beleſenheit,
um den inneren Gehalt der Kompoſitionen hervorkehren zu können;
und da ſie gleichermaßen gut eingeſpielt ſind, wobei ihnen ein ziemlich
gleichmäßiges Temperament ſehr zuſtatten kommt, ſo verſchmilzt
alles zu einem ganzen, einheitlichen Guß. Jnfolgedeſſen ging auch
von ihren Vorträgen eine geſchloſſene, tiefe Wirkung aus, die das
Geniale dieſer drei Komponiſten packend inne werden ließen und die
Zuhörer fühlhar ſtark erariff. Es war wohl einer der ſchönſten
Abende mit, die wir ſo im Stadttheater verleben durften. cw.

Stadttheater. Heute, Dienstag, wird Prof. Waldemar von
Baußnern perſönlich die von ihm bearbeitete Oper „Gunlöd“ von
Peter Cornelius dirigieren. Trotz dieſes Gaſtſpiels ſind die Preiſe
nicht erhöht worden. Am Mittwoch iſt „König für einen Tag“
daran. Am Donnerstag findet die Erſtaufführung von Strind-
vergs „Totentanz I“ unter Spielleitung von Leopold Sachſe ſtatt.
Freitag „Siegfried“. Sonnabend, nachmittag 3 Uhr, Schülervor-
ſtellung zu ermäßigten Preiſen „Maria Stuart, abends 719 Uhr

Doktor und Apotheker“, Sonntag, nachmittag 336 Uhr, Volksvor-
ſtellung zu ganz kleinen Preiſen „Johannisfeuer“, Schauſpiel von
Hermann Sudermann, abends 715 Uhr zum erſtenmal die roman-
itſche Oper „Das Nachtlager in Grangda“ von Kreutzer.

Volksbildungsverein. Nachdem vor einiger Zeit Gelegenheit
gegeben war, unſere jüngſte Kolonie Tſingtau kennen zu lernen,
führte ein Lichtbildervortrag nach unſerer größten Kolonie, nach
Deutſch-Oſtafrika. Der Pflanzungsdirektor Kaundinha aus Berlin
gab nus ſeinen reichen Erfahrungen ein klares und feſſelndes Bild
von dem Werdegang einer großen Pflanzung. Dabei konnte man
die großen Schwierigkeiten gewahr werden, die ſich der Einrichtung
und dem Betriebe einer ſolchen entgegenſtellen, und welche hohe
Bedeutung der Eiſenbahn für die Weiterentwicklung der Kolonie
zukommt. Der Redner zeigte ferner, welche Anbauverſuche unter
nommen worden ſind, welche Ergebniſſe ſie zeitigten und welchen
großen Wert die Kolonie durch die mannigfachen Kulturerzeugniſſe
für das Mutterland beſitzt. Die Folgerungen führten den Redner
guf den Krieg in den Kolonien, der uns mit größter Hochachtung
vor den Streitern, die die ganze Zeit unter den denkbar ungünſtigen
Verhältniſſen gegen eine Uebermacht von Feinden ausgehalten hat,
erfüllen muß. Der Vortrag bot Wiſſenswertes und Belehrendes
in reichem Maße, auch durch die große Zahl Lichtbilder.

Stadtparlament Halle.
Ordentliche Sitzung vom V. April.

Vor Eintritt in die Tagesordnung richtete der Stadtver-
ordnetenvorſteher längere, warmherzige Gedenkworte an
den Oberbürgermeiſter zur Erinnerung daran, daß dieſe Sitzung
die erſte in deſſen neuer Amtsperiode iſt, wobei er dem Oberbürger-
meiſter die öffentli e dafür ausſprach, daß er ſeine
vor 12 Jahren nen Verſprechungen trefflich erfüllt und mit
(Heſchick und Tatkraft für das Wohl der Stadt gewirkt habe. Der
Oberbürgermeiſter dankte mit bewegten Worten, verwies
daraguf, daß ihm heute im Gegenſatz zu damals ſowohl Menſchen
wie Dinge wohlvertraut ſeien, und betonte zum Schluß, daß ihn
nicht nur die Dankbarkeit, ſondern auch die Liebe zu Halle und
ſeiner Bürgerſchaft im Amte halte.

Haushaltsplan für 1918. Die Beratung wurde mit der Er
ledigung folgender Kapitel fortgeführt: Jugendamt, Straßen
reinigung, Straßenbeleuchtung, Gartenverwaltung, Oeffentliche Ge
ſundheitspflege, Arbeitsamt, ſonſtige gemeinnützige Zwecke, Stati
ſtiſches Amt, Gemeindeabgaben. Jnsgemein. hierbei ein An
trag auf Beſeitigung der Schankkonzeſſionsſteuer angenommen
wurde, durch den ſich eine Aenderung des Etats notwendig macht,
konnten die Gefamtvorlage und endgültige Feſtſtellung nicht ver
abſchiedet werden.

Der Magiſtrat Hat den Abſchluß eines neuen
Wafſſerlieferungsvertrages mit dem Gemeinde Ammendorf

und der Separationsgemeinſchaft von Ammendorf-Beeſen-Planena
veſchloſſen. Die StadtverordnetenVerſammlung wurde erſucht,
dieſem Beſchluß zuzuſtimmen.

Der Umſtand, daß das Waſſerwerk Beeſen mit ſeinen weſent
lichften Teilen innerhalb der Gemarkungsgrenzen dritter Gemein
den gelegen iſt, hat wegen Jnanſpruchnahme von öffentlichen
Wegen zu einer Reihe von Streitfällen ſowohl mit den beteiligten
Gemei Ammendorf und Beeſen als auch mit den Separations
Beteiligten von Ammendorf, Beeſen und eng geführt. Da-
neben treten immer neue Schwierigkeiten und Meinungsverſchieden-
heiten auf, ſobald Erweiterungen der J
oder der kleitungen die Benutzung von Grundeigentum der Ge
meinden oder der Separations-Beteiligten notwendig machen. Die
Bemühungen um Herbeiführung von Vereinbarungen ſind an den
zu hohen Forderungen der Gegenſeite geſcheitert, und zwar vor

iſe an der in allen Fällen erhobenen Forderung der Gleich-
ſte der Waſſerpreiſe in AmmendorfBeeſen und Halle. Dieſer

hat auch dem Vertreter der Gemeinſchaft der Separations
Beteiligten von AmmendorfBeefen-Phanenag und der Gemeinde

Anlaß gegeben, den vorgelegten Vertrag vom 19. De
zember 1916, deſſen Abſchluß die Stadwerordneten-Verſammlun

Wie in den Mitteilungen für PreisW ob Bier

durch Beſchluß vom 20. Dezember 1916 zugeſtimmt hat und duden unter anderem bereits eine A ſcrbenter Streitigkeiten
vorzugsweiſe die Benutzung von Wegen in der Aue betreffend

vefeitigt werden ſollte, vorläufig nicht zu vollziehen, weil die im
e tene Genehmigung der Generalkommiſſion nur
unter n einer Vertragsebeſtimmung erteilt worden iſt. Die
Gemeinde und die Separationsbeteiligten wollen ſich zur Aner
kernung auch dieſes Vertrages nur unter der Bedingung bereit
erklären, daß der Waſſerpreis in Ammendorf und Beeſen auf den
j n in Halle ermäßigt wird, wobei begründend auch darauf hin

efen wurde, daß Gemeinden, aus deven irken das

Waſſer für die Stadt gewonnen wird, nicht ungünſtiger gee dür als Stadt Halle ſelbſt. m alen See
r jetzt und die Zukunft ein für allemal ein Ende zu de

reiten, hä es mit dem Kuratorium für zwedem Wunſche der Gemeinde und Separations-Beteiligten zu

ſprechen. Durch den Entwurf eines neuen Waſſerlieferu er
trages mit der Gemeinde Ammendorf Beeſen und der
heit der Separationsbeteiligten von AmmendorfBeeſenPlanena
im Zuſammenhang mit dem erwähnten Vertrage vom 19. Dezember
1916 werden nicht nur alle r er im Sinne der Stadt
Halle erledigt, ſondern es wird auch auf die Dauer von 99 Jahren
das Recht ährt, die der Gemeinde und den Separations
beteiligten gehörigen Wege ausnahmslos für die Zwecke des Waſſer
werks zu benutzen, insbeſondere alſo auch für Leitungen, die nicht
der örtlichen dienen. Die Stadt erſpart ferner die23 eng von 16 000 M. wan n. Als e

tadt wird der Waſſerpreis für die Landgemeinden Ammendorf-
Beeſen auf denjenigen in Halle ermäßigt, ferner wird in zeitlich
begrenztem Um die beſchränkte Unterhaltung der Wege über
nommen, ſoweit dieſe für m benutzt werden, die nicht der
örtlichen Verſorgung dienen. r Einnahmeausfall infolge der
Waſſerpreisermäßigung beträgt unter Berückſichtigung der Ver
hältniſſe des Rechnungsjahres 1916: 8814.51 M.
Marie Verſammlung genehmigte den entſprechenden Vertrag des

vats.
Nachbewilligung für das Waſſerwerk. Durch Gemeindebeſchkuß

wurden 1917 unter Verwendung eines An im ganzen
448 000 M. für die Erweiterung der Heberleitung l und den Neu
bau der Heberleitung II aus der Anleihe 1910 zur Verfügung ge
ſtellt. Die Ausführung dieſer Arbeiten hat ſich ermöglichen lafſen,
ſie nähert ſich der Vollendung. Die bisherigen Geldaufwendungen
zuſammen mit der Veranſchlagung der noch zu verrechnenden Lie-
ferungen und Arbeiten laſſen aber erkennen, daß vorausſichtlich
528 000 M. insgeſammt benötigt werden. Sie wurden genehmigt.

Annahme einer Schenkung. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, die
der Stadt Halle vom Geheimen Kommergienrat Dr. Lehmann ge-
ſchenkte Sammlung von Waffen uſw. mit der Verpflichtung ord
n r Pflege und würdiger Aufſtellung anzunehmen und
die Entſcheidung über die Erfüllung der Verpflichtung vorzube-
halten, bis die Wiederkehr geordneter Friedensverhältniſſe die Be
ſchaffung der erforderlichen Unterlagen ermöglicht. Die Stadtver-ordneten- Verſammlung nahm die SHentung mit Dank an.

Gewährung von Witwengeld. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, unterNichtonechenn der von der Berufsgenoſſenſchaft der Gas und Waſ-

ſerwerke zu zahlenden Unfallrente in Höhe von 352.20 M. das der ver
witweten Frau Anna Becker geb. Jannowſky zu gewährende Witwen-
geld unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs auf 216.92 M.

feſtzuſetzen. Die Stadtverordnetenverſammlung trat dieſem Be
chluß bei.

Bewilligung einer Beihilfe. Der Vorſtand des Verbandes der Ge
meindebeamten der Provinz Sachſen hat um Gewährung einer jähr-
lichen Beihilfe für Erhaltung des Gemeindebeamten-Erholungsheims
Eulingswieſe gebeten. Sie wurde bewilligt.

Erhöhung der Gaspreiſe.
Nachdem durch Beſchluß der ſtädtiſchen Körperſchaften vom Auguſt

1917 die Preiſe für das der ſtädtiſchen Gasleitung entnommene Gas um
4 Pf. pro cbm für Leucht, Koch, Heiz und gewerbliches Gas, und
2 Pf. pro chm für Gas aus Münzgasmeſſern erhöht worden ſind, iſt
abermals eine Verteuerung der Herſtellungskoſten in ſo erheblichem
Maße eingetreten, daß eine weitere Erhöhung der Gaspreiſe unumgäng-
lich ſcheint. Insbeſondere ſind an der Verteuerung beteiligt die Aus

n für Kohle, die gegenüber 1916 um weitere 78 Proz., und die
usgaben für Löhne, die gegenüber 1916 um weitere 80 Proz. ge

ſtiegen ſind, oder im Laufe des Jahres 1918 ſteigen werden. Unter
Berückſichtigung des vorausſichtlichen Mehrerlöſes aus den Nebenerzeug
niſſen verbleibt für das Geſchäftsjahr 1918 vorausſichtlich eine Steige-
rung der Herſtellungskoſten für 1 cbm erzeugtes Gas gegenüber den
Annahmen im Auguſt 1917 um 17,50 Proz. Um das im Entwurf des
Haushaltsplanes 1918 angenommene Gewinnergebnis zu ſichern, bedarf
es einer Erhöhung ſämtlicher Gaspreiſe um 2 Pf. pro ebm, die mit der
Ableſung der Gasmeſſer Ende April in Kraft treten müßte.

In Uebereinſtimmung mit dem Kuratorium der Gas und Waſſer-
werke empfahl der Magiſtrat, der Preiserhöhung und dem Entwurf
eines 2. Nachtrages zu den Gasabgabebedingungen zuzuſtimmen, in dem
es zu den „Allgemeinen Bedingungen für die Abgabe von Gas vom
22. Dezember 1913“ heißt: Der Preis für 1 chin Riederdruckgas be
trägt bei Verwendung zum Beleuchten, Kochen und Heizen 20 Pf.,
zum Betriebe von Gaskraftmaſchinen und für andere gewerbliche Zweck
1i8 Pf. Und zu den Bedingungen für die Entnahme von Gas aus
Automaten vom 22. Dezember 1913“: Die Gasabgabe durch Münz-

asmeſſer erfolgt nach Form A zum Preiſe von 20 Pf. für 1 cbm,
orm B zum Preiſe von 23 Pf. für 1 ebm.

Dieſer Nachtrag wurde genehmigt und tritt mit der 1. Gasmeſſer
ableſung nach dem 25. April 1918 in Kraft.

Eine Pelillon um Aenderung der Verhältniſſe auf dem kleinen
Berlin, beſonders in Hinſicht auf die Schaffung gärtneriſcher Anlagen,
wurde dem Magiſtrat zur Erwägung überwieſen.

Aus der Provinz.
Vationalliberale Tagung.

Der Provinzial-Vertretertag der nationalliberalen Partei der
Provinz Sachſen fand am 2. April in Magdeburg „unter verhältnis
mäßig ſtarker Beteiligung ſtatt“, wie es in einem jetzt darüber ver
öffentlichten Bericht heißt.

An erſter Stelle der Verhandlungen ſtand die Wahl eines
neuen Provinzialvorſitzenden, da der bisherige lang
jährige Vorſitzende der Provinzial-Organiſation, Unterſtaatsſekretär
Schiffer, infolge ſeiner Arbeitsüberlaſtung den Vorſitz niedergelegt
hatte. Die Partei ſei ſich klar darüber, daß die Proving mit dem
Ausſcheiden Schiffers einen außerordentlich ſchweren Verluſt er
leidet. Das die Verſammlung beherrſchende einmütige Gefühl fand
in einem ſofort an den Unterſtaatsſekretär abgegangenen Telegramm
Ausdruck, das ihn zum Ehrenvorſitzenden ernannte. An Stelle des
Ausgeſchiedenen wurde darauf einſtimmig der Vorſitzende des
nationalliberalen Vereins zu Magdeburg, Volkmar Bartels, zum
Provinzial Vorſitzenden gewählt.

Nach Erledigung der rein geſchäftlichen Angelegenheiten gab der
Abgeordnete Trittel ein Referat über die Außenpolitik, an das
ſich ſeine lebhafte Beſprechung ſchloß. Schließlich wurde eine Re
ſolution angenommen, an deren Schluß es heißt: „Der Vertretertag
ſpricht die feſte Zuverſicht aus, daß der weitere Verlauf der mili
täriſchen Ereigniſſe uns mit unfehlbarer Sicherheit dem Frieden ent
gegenführen wird. Er gibt zugleich der beſtimmten Hoffnung Aus
druck, daß der zu erringende Friede ein ſtarker und deutſcher Friede
ſein wird, der in jeder Beizehung der ungeheuren Opfer wert iſt,
die dieſer Krieg dem deutſchen Volk auferlegt hat.

Rektor Zurhoſe (Bitterfeld) hatte vorher über den dem Abge
ordnetenhauſe vorliegenden Antrag Hermann und Genoſſen berichtet,
der eine gleichmäßigere Verteilung der Volksſchullehrer-
la ſt e n bezweckt und rief auch damit eine beſonders eingehende Er
örterung hervor. Einſtimmig wurde der Beſchluß angenommen, die
nationalliberale Fraktion des Abgeordnetenhauſes zu erſuchen, für
die Beſſerſtellung der Volksſchullehrer unter tunlichſter Ausgleichung
der Belaſtung baldigſt und mit allen Kräften einzutreten

Der Generalſekretär Calebow regte darauf eine Ausſprache über
die Wahlrechtsfrage und die Steuerprobleme an, was
ebenfalls zu einer ausgedehnten Debatte Veranlaſſung gab. Es
herrſchte volle Einmütigkeit darüber, daß die nationalliberoſe Partei
dafür eintreten werde und müſſe, daß jedes für das Vaterland
ſteuerliche Opfer gebracht werde. Was die Wahlrechtsfrage anlangt,
zu der ſchon ein früherer Delegiertentag nach ausführlicher Er

genommen hatte, wurde beſchloſſen, ſie dann noch einmal auf einen

Delegierdentage zu behandeln, wenn der Kommiſſionsbericht über die
zweite Leſung vorliege.

Löhne im preußiſchen Bergbau.
Jm Reichsanzeiger 25. März 1918 wurde nun auch die amt

liche Nachweiſung der Bergarbeiterlöhne in den 16 tbergbaube
irken Preußens veröffentlicht. Der Durchſchnittslohn, ſowie die

erung, pro Arbeiter und Schicht ſchwankten danach, nach r
rbeitskoſten ſowie der Verſicherungsbeiträge, in den einzelnen Haupr-

bergbaubezirken für
2. Viertel 4. Viertel Steigerung

1914 1917 in Prozenteigentliche Bergarbeiter zwiſch. 3,69--6,19 6,31 11,81 71,0 90,8
ſonſtige Bergarbeiter zwiſchen 3,17-4,99 5,19 9,02 60,7 63,7
erwachſ. Uebertagsarb. grſo 3,05--4,41 5,27 8,35 72,8 80,8
jugendliche Arbeiter zwiſchen 1,24--2,00 2,77 4,85 111,5 128,4

Die Lohnhöhe ſowohl wie die Lohnſteigerungen halten dain mäßigen und all das Geſchrei über of er h Vegäege
nen Arbeiterlöhne erſcheint im Lichte dieſer amtlichen Nachweiſung als
unbegründet. Die Lohnſteigerung der am höchſten entlohnten Arbeiter
W der eigentlichen Bergarbeiter (Hauer und Lehrhauer) bewegen
ch zwiſchen 71,0 und 90,8 Prozent, die der lin Bergarbeiter

zwiſchen 60,7 und 63,7 Prozent, die der erwachſenen Uebertagsarbeiter
en 72,8 und 89,3 Prozent, die der jugendlichen Arbeiter unter 16

hren zwiſchen 117,5 und 123,4 Prozent. Anſcheinend haben die
jugendlichen Arbeiter prozentual die ſtärkſte Lohnſteigerung aufzuweiſen.

ierbei r jedoch zu beachten, daß die jugendlichen Arbeiter vor dem
rieg äußerſt niedrig entlohnt und während der Kriegszeit vielfach mit

Arbeiten auch unterirdiſch beſchäftigt wurden, die vordem ältere und
höher bezahlte Arbeiter verrichteten. Es iſt daher fraglich, ob der Durch
chnittslohn der jugendlichen Arbeiter auch nur entſprechend ihrer höheren
eiſtungen geſtiegen iſt. Allgemein iſt das ſicher nicht geſchehen.Teilweiſe ſind die Löhne noch hinter den h Zuoeſtandniſſen

zurückgeblieben. So iſt z. B. für das rheiniſchweſtfäliſche Jnduſtrie
ſe zugeſagt worden, daß der Durchſchnittslohn für Hauer und Lehr
auer ſchon im November 1917 12 Mark pro Schicht erreichen und daß

auch die Löhne der übrigen Arbeiter im Verhältnis hierzu ſteigen ſollten.
Nach der amtlichen Nachweiſung hat derſelbe im vierten rteljahr
1917 aber nur 11,51 Mark erreicht. Für die ehe Saargruben
war zugeſtanden worden, daß der Durchſchnittslohn der Hauer und Lehr
hauer ab 1. Oktober 1917 bei normaler Leiſtung 10.50 Mark pro
Schicht betragen S Nach der amtlichen Nachweiſung betrug der
ſelbe im vierten Vierteljahr 1917 aber nur 10.30 Mark pro Schicht.

Jn den 16 Hauptbergbaubezirken Preußens betrug im zweiten
Vierteljahr 1914 die Geſamtarbeiterzahl 767 177, die Geſamtlohnſumme
269 826 362 Mark, im vierten Vierteljahr die Geſamtarbeiterzahi
652 258, die Geſamtlohnſumme 403 450 923 Mark. Im vierten Viertei
jahr 1917 war die Geſamtarbeiterzahl um 114 919 gleich 15,0 Prozent
niedriger, die hre aber um 160 624 561 Mark gleich 59,5

höher als im zweiten Vierteljahr 1914. Hierbei iſt jedoch zu
beachten, daß die Schichtenzahl pro Arbeiter im zweiten Vierteljahr1914 76, im vierten e 1917 jedoch 82 betrug. Das iſt auch
bei Würdigung des Vierteljahreslohnes zu beachten, der im zweiten
Vierteljahr 1914 352 Mark, im vierten Vierteljahr 1917 659 Mark
pro Arbeiter betrug. Der Durchſchnittslohn pro Arbeiter und Schicht
es in der gleichen Zeit von 4.65 Mark auf 8.04 Mark oder um 3.39

w r V r Lohei Würdigung dieſer nangaben iſt nun die nicht unerheblVerſchiebung in der der Belegſchaft infolge des a
ges zu beachten. Außerdem ſind die Gefangenenlöhne dabei außer Be
tracht geblieben. Aber auch bei Würdigung dieſer Umſtände bleibt be
ſtehen, daß die Löhne weit hinter der Verteuerung der Lebenshaltung
zurückgeblieben ſind. In den 16 Hauptbergbaubezirken Preußens ſind
die Löhne aller Bergleute bis zum vierten Vierteljahr 1917 nur um
72,9 Prozent geſtiegen. Die Koſten der Lebenshaltung haben ſich in

d um d Es iſt er gewiſſenzu behaupten, an den Wucherpreiſen ſeien hauptſächlich die vielhohen Arbeitslöhne ſchuld. 4 ſeien hauptſochich 4

e rr Die Muſterung der Landſturmpflich-tigen des eburtsjahrs 1900 findet vom 11. bis 22. April
vormittags 9 Uhr im Thüringer Hofe ſtatt. Die Geſtellungspflichtigen
erhalten noch beſondere Geſtellungsbefehle, auf welchen der Tag derper vermerkt iſt. Den Geſtellungsbefehlen iſt unbedingt Folge

n.

Corbelha. In einer ſehr gut beſuchten öffentlichen Ver
ſammlung ſprach am Sonntag in Hellriggels Lokal Genoſſe Reichs
e Adolf Thiele (Halle) über die Stellung der
Sozialdemokratie zur Friedensfrage und zu den inneren Reformen., Vor
Eintritt in die Tagesordnung verſuchten die anweſenden Unabhängigen

Wortmeldung zur Geſchäftsordnung zu ſtören. Sie fanden aber
damit bei der Verſammlung keinerlei Widerhall, ſo daß Genoſſe Thiele
einen Vortrag unter allgemeiner Aufmerkſamkeit halten konnte. Seine

usführungen wurden mit großen Beifall aufgenommen. Zur Debatte
lagen ſechs Wortmeldungen vor, da es aber der Zugverbindungen
wegen unmöglich war, eine allzulange Debatte vor ſich gehen zu laſſen,
o mußte die Redezeit beſchränkt werden. Die anweſenden Unabhängigen
atten zwei Wortmeldungen eingereicht, doch trat von beiden keiner zu

rück, ſonſt hätte ſich die Redezeit für einen von ihnen entſprechend ver
längern laſſen, da von unſerer Seite zwei Genoſſen bereit geweſen wären,
zurückzutreten. So konnte aber nur zehn Minuten Redezeit gewährt
werden. Von den Unabhängigen ſprachen Helsner (Weißenfels) und
Blechſchmidt (Zeitz). Sie brachten, ſoweit es die kurze Zeit zuließ, ihre
bekannten Vorwürfe vor. Blechſchmidt wurde mehrfach vom überwachen
den Beamten unterbrochen, der verlangte, daß Blechſchmidt das Wort
entzogen werden ſolle, weil er ſich nicht an die Vorſchriften des General
kommandos halte. Die Verſammlungsleitung konnte das nicht finden
und entzog Blechſchmidt das Wort nicht. Oelsner brachte das Kunſt-
ſtück fertig, von einer „Denunziation“ zu reden, weil in unſerm Blatte
ein Name genannt worden war, als wir berichteten, wie Oelsner,

lechſchmidt und Keiling vor der Verſammlung verſucht hatten, unſern
Verſammlungseinberufer Genoſſen Schneider einzuſchüchtern. Hier von,
einer Denunziation zu reden, wirkt geradezu lächerlich, wenn man weiß,
daß Oelsner für den Volksboten reklomiert iſt. Als die Militärbehörde
ſeine Reklamation bewilligte wußte ſie demnach, wozu man ihn brauchte
und welcher Art ſeine Tätigkeit ſein würde. Bei der Verſammlung
fanden Blechſchmidt und Oelsner kaum nennenswerten Anklang. Vonunſerer Seite antworteten ihnen die Genoſſen Schöbel und Hreſher

Was ſie in der beſchränkten Redezeit nicht ſagen konnten, erledigte
Genoſſe Thiele noch in einem kurzen Schlußwort. Daß die Verſamm-
lung, bei allem Ernſte der Situation, oft in große Heiterkeit ausbrach,
im Schlußwort, als Thiele die kurzſichtige Haltung der Unabhängigenkennzeichnete, bewies, daß der „Maſſenwille“ durchaus nicht bei hen

Unabhängigen iſt, wie ſie immer fälſchlich behaupten. Das zeigte ſich
auch daran, daß folgende Reſolution einſtimmig angenommen
wurde: „Die heutige öffentliche Verſammlung erklärt ſich mit den Aus
führungen des Vortragenden, Reichstagsabgeordneten Thiele, einver
ſtanden und ſteht zur Beendigung des Krieges auf dem Boden eines
Verſtändigungsfriedens.“

Soziales.
Konferenz der AngefſtelltenAusſchüſſe.

Sonntag, den 14. April 1918, vormittags 11 Uhr tagt im HotelKronprinz Rudolf Dresden A., Schreibergaſſe, d Kunſt c z

der Angeſtellten-Ausſchüſſe. Alle AngeſtelltenAusſchüſſe,
die in Reichs Staats und Gemeindebetrieben und Verwaltungen des
e Sachſen beſtehen, ſind eingeladen. Soweit den einzelnen

beſondere ſchriftliche Einladungen nicht zugegangen ſind e
Mangel an Adreſſen wollen die Herren Obmänner der An

Ausſchüſſe und die Vertreter dieſe öffentliche Einladung als an ſie per
ſönlich ergangen beträchten. Reichstagsabgeordneter Buck wird in der
h Vortrag halten über die Rechte und Pflichten der An

elltenAusſchüſſe unter Berückſichtigung des Hilfsdienſtpflichtgeſetzes.
dann ſollen die bisherigen Erfahrungen ausgelauſcht und die Frage

örterung im Sinne der Einführung des gleichen Wahlrechts Stellung
25 etwaigen einheitlichen Vorgchens in beſonderen Fällen erwogen

denDie
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